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Vorwort


Der auslösende Impuls für ein Sachbuch, das sich vehement den Klagen über kriegerische Gewalt und stets vergeblichen Grundsätzen zu Friedensschlüssen widmet, ist die Erfahrung, dass bei diesen Vorgängen ein entsetzliches Versagen hinsichtlich gesellschaftlichen und staatlichen Umgangs vorliegt. Das Phänomen von `Krieg´ und `Frieden´ scheint zum einen nie abstellbar und zum anderen nie lösbar zu sein. In der allerwichtigsten Frage kam es immer wieder zu neuen Kämpfen, Tod und Leid, Verzweiflung und Resignation bei den nur kurz eingehaltenen Regelungen für Waffenstillstände und Frieden. Dem Autor scheint dieses Desaster empörend, dass allseitige Gewöhnung an das Misslingen vom Ziel gewaltloser internationaler Existenz vorliegt. Hinter dem bedauernden Schulterzucken zeigen sich Lücken in der Verantwortung vor Gott und für alle Menschen. Dieses substanzielle Versagen betrifft vorrangig die höchsten Staatslenker und ethischen Normengeber. Daher wirkt das friedenspolitische Defizit von Institutionen für den Autor dieses Buches wie eine Pflicht, die Vorgänge in den letzten 500 Jahren übersichtlich zu schildern, um in die bisherigen Bemühungen für dauerhaften Frieden neue Vorschläge für Kriegsvermeidung einbringen zu können.









Die Rechtslage und die Praxis der Regierungen


vom 16. Bis zum 19. Jahrhundert


Seit den griechischen Philosophen, die vor 2500 Jahren schon über Friedensethik nachdachten, gibt es einige zurückhaltend geäußerte Modelle zur Gewaltvermeidung zwischen Völkern und Bürgerschaften. Greifen wir die Beispiele in der neueren deutschen Geschichte heraus und beginnen wir mit den Wirren und Friedensschlüssen nach den ersten Auseinandersetzungen zwischen den katholischen und evangelischen Gruppierungen nach dem Tod des Reformators Luther und der Bewegung von Gegenreformation. Nach dem Tod des Habsburger Kaisers Maximilian I. hielten sich als Favoriten für dessen Nachfolge, sein erst neunzehnjähriger Enkel Karl und der politisch und militärisch erfahrene französische König Franz I bereit. Diese Kontrahenten herrschten 1519 über ihre eigenen Stammländer und über kleinere Gebiete im Norden und Süden des damaligen Europas. Die seit der „Goldenen Bulle“ von 1356 zur Kaiserwahl berechtigten sieben Kurfürsten (darunter drei Erzbischöfe) hatten als kurzfristigen Mitbewerber um das hohe Amt des deutschen Kaisers den von Papst Leo X. den Herzog Friedrich den Weisen aus Sachsen vor sich, der aber das Gerangel zwischen althergebrachter österreichischer Staatmacht und dem bis nach Süditalien ausgreifenden Frankreich scheute und verzichtete. Der Papstgünstling aus Sachsen war dem Wahlgremium nicht geheuer, weil die Kurfürsten aus dem Rheinland, Sachsen, Brandenburg und Böhmen Verlust der eigenen Privilegien durch weiteres Bestimmen des Katholizismus fürchteten und auf den für sie ertragreicheren Protestantismus setzten. überdies soll der erfolgreiche Geschäftsmann Jakob Fugger aus Augsburg mit erheblichen Geldspenden die Entscheidung für freien Handel, selbstgefällige Regionalität und eigene Religionswahl begünstigt haben. Durch ein eigenes Abkommen musste sich der frisch in das mächtigste Staatsamt installierte Kaiser Karl V. sich verpflichten, weiterhin die Privilegien der Kurfürsten und der Päpste aufrecht zu erhalten und gleichzeitig das bedrohliche Aufbegehren des niederen Adels, der reichsfreien Städte sowie des aufmuckenden Bürgertums und gar der arg niedergehaltenen Bauernschaft zu verhindern. Das Haus Habsburg sah in bewährter Manier berufen, die durch Martin Luthers gefährlich werdende Aufklärungs- und Protestbewegung abzuwehren und damit eine einzig durch Gott selber begründete katholische und fest mit Rom und dem Papsttum gekoppelte Gläubigkeit zu schützen. Im „Wormser Edikt“ von 1521 verdammte der 21-jährige Karl V. Luthers Auffassung einer wesentlich von päpstlicher Alleinwahrheit abrückenden Glaubenshaltung und verhängte gleichzeitig die Luthers Leben akut gefährdende Reichsacht gegen ihn. Doch Kurfürst Friedrich der Weise gewährte dem Reformator Schutz auf seiner Wartburg bei Eisenach und förderte dessen revolutionierende und auf Freiheit des Glaubens ausgerichtete Übersetzung des Neuen Testaments in die deutsche Sprache.


Außenpolitisch bestand die Rivalität zwischen Frankreichs König Franz I. und dem jungen deutschen Kaiser Karl V. weiter, auch deshalb, weil sich die Franzosen von den habsburgischen Ländern umzüngelt wähnten und über das eroberte Herzogtum Mailand einen Korridor ins südliche Italien planten um damit die zum Hause Habsburg gehörenden Spanier aus Neapel verdrängen zu können. Der streng katholische Karl V. wollte wiederum durch Vereitelung dieses Ausgriffs seines Gegners Franz I. auf die italienischen Handelsstädte sich als Schutzherr des römischen Papsttums und als Sachwaltet des wahren und einzig legitimen christlichen Glaubens profilieren. Daneben hatte er selbstverständlich auch solide wirtschaftliche Interessen im Kalkül. Gleichzeitig witterte er einen drohenden Ausgriff des türkischen Islam auf Europa und wollte von einem massiver befestigten Süditalien aus eine starke Abwehrmauer gegen diese übergriffigen Eindringlinge bereitstellen. Die politischen Bestrebungen Karls V. erwiesen sich als aussichtsreich, weil er mit der Seemacht England eine Partnerschaft in die Wege leiten konnte, die wiederum gegen eine überstarke Kontinentalmacht Frankreich strategische Pluspunkte zu erringen hoffte. Innerhalb der jeweiligen außenpolitischen Strategie entstanden baldige Kriegsrealitäten und Störfaktoren in den deutschen Gauen durch Ritteraufstände und massenhafte Bauernrevolutionen, die den Hochadel zu brutalen militärischen Gegenschlägen zwangen. Der städtische Mittelstand war kenntnisreich geworden und hatte zum Teil schon genügend politische Bildung, um sich für das eigene Umfeld vom Landesherrn oder gar vom Kaiser abweichende Vorstellungen zu machen. So war das „Wormser Edikt“ gegen Luther gar nicht und gegen die mächtigen und selbstbewusst auftretenden fürstlichen Landesherren kaum durchzusetzen, und die Bauernschaften begehrten – trotz weithin unterlegener Bewaffnung – entschlossen und todesmutig gegen ihre verschwenderischen und sie in bittere Armut pressenden Gutsbesitzer auf. Manche Handwerker und einige städtische Geschäfts- und Finanzexperten kamen zu großen Geldmengen, die ihnen politisches Agieren ermöglichten, weil die Oberschicht z. T. von ihnen und ihren auswärtigen Verbindungen abhängig geworden war. Die Bauernrevolten kosteten etwa hunderttausend revoltierenden Landwirten das Leben und häufig den verbliebenen Verwandten den Grundbesitz und den gewohnten Lebensunterhalt auf den Höfen. Trotz militärisch geschickter Anführer wie z. B. Thomas Müntzer zogen sich die verstreuten Gemetzel bis 1525 hin und statt der angestrebten Verbesserung der Lebenslage der Landwirte und ihrer Familien kam es zu Not und Steuerlast erhöhenden schweren gesellschaftlichen Rückfällen der Bauern. Die Fürsten dagegen sahen sich in Macht und Status erheblich gegen ihre Nahrungsproduzenten gestärkt (nicht zuletzt durch ihre Söldner und deren Bewaffnung und Kampferfahrung) und konnten wieder in ihre privilegierte und verschwenderische Lebensweise in den Burgen und Schlössern zurückkehren. Mehrere Kurfürsten und reichsfreie Städte beauftragten den Humanisten Melanchton mit der Unterstützung für die Lutheraner, die eine individuelle und tolerante Position des Kaisers in Glaubensfragen empfahlen, Diese „Confessio Augustana“ war von modernem Geist getragen, traf aber auf konsequente Ablehnung seitens Karl V. Seither hießen diese Rebellen „Protestanten“, was nun allgemein als Ehrentitel begriffen wurde. Ein gar militärischer Plan des Kaisers gegen die hartnäckigen Aufrührer kam 1532 mit einem Plan zur Verschiebung von neuerlichen Debatten und gar militärischem Zurechtweisen der Protestanten zum Erliegen, weil alle Kampfkräfte gegen die unter dem eroberungswütigen osmanischen Sultan Suleiman II. benötigt wurden, um dessen Marsch gegen die Reichshauptstadt Wien, bereits mit 200000 Soldaten von Belgrad aus vordringend, abzuwehren. Sofort stellten die aufmüpfigen Reichsstände und Fürsten 34000 Mann und der Bruder Ferdinand des bedrängten Kaisers – seit kurzem zum römischen König befördert – rasch mobilisierte 30000 Infanteristen sowie 20000 Reiter als Verteidiger zur Verfügung. Zudem konnten einige Schiffe der kaiserlichen Mittelmeerflotte mit gut als Kampfkräfte geschulten Matrosen, über die Türkei her den Osmanen in den Rücken fallend, aufgeboten werden. Diese Zwangslage für Karl V. nutzte der französische König Franz I. taktisch geschickt aus, um von Italien her, dem großen Heer der Habsburger und Deutschen den Garaus zu machen. Doch Karl V. hatte schnell den Schachzug parat, seinerseits durch Angriff auf südfranzösische Städte große Truppen Franz I.´ für dessen eigene Landesverteidigung zu binden. Diese Schlachten schädigten die beiden Großmächte erheblich, so dass es notwendigerweise zu Friedensverhandlungen kam und die Glaubensfragen in den Hintergrund treten mussten. Die Protestanten waren im Laufe dieser Händel in deutschen Landen zu einem nicht mehr zu verdrängenden Faktor für Akzeptanz und sogar Waffenhilfe geworden. König Ferdinand probierte noch eine Revision zugunsten von Papsttum und Alleinherrschaft des Katholizismus, doch seine 1538 gegründete „katholische Liga“ konnte nicht mehr Fuß fassen. Nach dem Tod von Franz I. 1547 bekam die katholische Seite noch einmal Aufwind, aber das Luthertum war infolge fürstlicher Gegnerschaft zur päpstlichen politischen Macht noch stärker geworden und stand dem Habsburger Kaiser insgesamt kritisch gegenüber. Der Tod Martin Luthers 1546 in Eisleben hatte keinen Rückschlag für seine neue Konfession bedeutet. Hingegen galten einige Regelungen, die noch Karl V. gegen Franz I erzwungen hatte, weiter. Am wichtigsten war die Vereinbarung eines kirchlichen Konzils für das Jahr 1545 gewesen, das noch einmal vom Grundgedanken, dem Widerstand gegen eine drohende, legitimierte Kirchenspaltung getragen sein sollte. Die bittere Niederlage bei Schmalkalden 1546 des zu den Protestanten haltenden Kurfürsten Friedrich von Sachsen gegen die vom spanischen General Alba befehligten kaiserlichen Truppen stellte den Aufwind für die Protestanten nicht infrage. Hinzu kam, dass der Papst 1546 das schon andauernde Konzil von Trient nach Bologna verlegte, weil er sich – Großmannssucht des Kaisers witternd – im Kernland Italiens vor einem zu starken Einfluss der deutschen Kurfürsten absichern wollte. Tatsächlich war Karl V. in primär politischer Strategie bei seinem energischen Auftritt am 15.September 1547, während er einen Reichstag eröffnete, so dass der nahe Papst gewiss seine Skepsis gegen den Kaiser berechtigt sah. Die führenden deutschen Fürsten hatten Karl V. noch vor seiner Verlautbarung beim Reichstag, dem „Augsburger Interim“, zugunsten ihrer Interessen beeinflusst: So brachte der Kaiser dort in vorausnehmender Steuerungsabsicht für die Schlussformulierung des Konzils eine Ansicht zu Gehör, die den Protestenten ab sofort den Laienkelch und die Priesterehe erlauben sollte, ansonsten wäre die unverzügliche Abwendung von der lutherischen Konfession eine heilige Pflicht. Die beiden gegnerischen Glaubens- und Interessengruppen lehnten Eingriffe des höchsten politischen Vertreters eines einzig wahren Glaubens (eine Position, die damals schon Risse aufwies) ab und wollten sich auf den unbeeinflussten Hauptbeschluss des „Tridentinums“ verlassen. Parallel ging es neben dem radikalisierten Religionsdisput, der bereits in den fünfziger Jahren des 16. Jahrhunderts durch kleinere Kriege belastet war, um strittige Auseinandersetzungen innen- und außenpolitischer Art, weil die Herrscher Deutschlands (damit auch Europas) und Frankreichs altersbedingt und wohl auch amtsmüde geworden, abdanken mussten und Nachfolger vorschlugen, die sofort ins Gemenge aufgeladener Aggressivität im politischen und religiösen Feld gerieten. Ferdinand, der Bruder Karls V., sah sich nur nach einer Herrschaftsperiode seines Cousins Philipp als allein berechtigten Nachfolger des deutschen Kaisers. Fast parallel kam in Frankreich König Heinrich II. an die Staatsspitze. Im Konzil konnte man nur bedauernd feststellen, dass eine Rückkehr der deutschen Fürsten zum reinen vorherrschenden Glauben mittlerweile wegen der Entwicklung der Diskrepanzen, nachdem neuerliche Händel und Kleinkriege zwischen deutschem Kaiser und französischen König (als Unterstützer deutscher Fürsten mit gebietsheischender Absicht) aufgetreten waren, nicht mehr zu erwarten war. So kam es auf einem neuen Augsburger Reichstag zu einer beide Kontrahenten vorübergehend beruhigenden Kompromissformel, die unter dem Namen „Augsburger Religionsfriede“ in die Geschichte eingegangen ist und unter dem lateinischen Stichwort „cuius regio, eius religio“ als Siegesformel der Territorialherren bekannt geblieben ist. Das riesige Weltreich Karl des V. war zerbrochen; Deutschland und Frankreich blieben wegen ihrer beidseitigen Begehrlichkeiten für kleinere Staaten im Grenz- und bisherigen Herrschaftsbereich zerstritten. Im Untergrund schwelte die soziale Frage, ob fürderhin die niederen Stände besitz-, lohn- und meinungsmäßig auf Dauer ausgeklammert werden können. Dazu kamen Streitigkeiten hinsichtlich der Einvernahme von Kolonialgebieten und im Zusammenhang damit auch, wie sich die ernst zu nehmenden Seemächte Holland, England, Spanien, Portugal und Schweden verhalten würden. Der Zusammenbruch in der Gegenwart war gewiss erschütternd, die Zukunft verhieß eine Ausweitung alter und neuartiger Konflikte. Teils trug die Kalkulation der obersten Herrscher mit raffiniert gesteuerter Heiratspolitik Schuld an weiteren Scharmützeln, weil die geografische Lage neuer „angeheirateter“ Länder die vorherigen Herrschaftsgebiete - oft ungünstig positioniert - konfliktträchtig vergrößerten. Die nun selbstbewusst, eigensinnig und vorteilsbedacht entwickelte Gruppe der Landesfürsten und der Oberbürgermeister in den reichsfreien Städten wollten und konnten, gestärkt auftretend und vereint durch die lutherische Konfession, dem Kaiser Paroli bieten und damit sogar päpstliche Planungen regionaler und sicherheitspolitischer Art ignorieren. Die globale Macht von katholischem Kaiser und römischem Papst musste von jetzt an der protestantischen Fürstenriege Zugeständnisse bei politischen Plänen und militärischen Aktionen machen. Regionalität wirkte fortan sowohl spaltend als auch stärkend. Die Großmächte Deutschland und Frankreich rieben sich weiterhin und komplizierter beim Streben um Einverleibung jeweils angrenzender oder traditionell zugehöriger Gebiete aneinander (Elsass, Lothringen, Belgien, Oberitalien, Südspanien), so dass Friedensvereinbarungen nur zeitlich beschränkt hielten. Doch alles wurde noch von oben entschieden. Regionalität wurde zum berücksichtigenden Faktor. Separationen und Eingliederungen wurden noch von den großen Machthabern in gegenseitiger macht- und wirtschaftlicher Kalkulation ausgehandelt. Souveränität wurde von staatlicher Macht, über die nur Grundherren und Hochadel verfügten, in Zaum gehalten. Bündnisse hatten Einfluss genommen. Staatsgewalt blieb in der Verfügung der obersten Schicht. Einigkeit wurde in der Religion noch angestrebt. Demokratie gab es nirgends, aber die Meinung von Verbindungen der Volksgruppen, die unter Benachteiligung litten – so die Bauernschaft oder gebildete Stadtbürger – konnten nicht mehr leichthin übergangen werden. Der endlich am 25. September 1555 zustande gekommene „Augsburger Religionsfrieden“ nahm in erster Linie Rücksicht auf die Fürsten in den jeweiligen Herrschaftsgebieten und verlangte durchaus schon Achtung vor Konfessionswechsel von Geistlichen jeden Ranges bei Nichteinverständnis zur vom Landesfürsten vorgegebenen Konfession und ebenso Toleranz bei Abweichlern aus den niederen Ständen. Die Ehrbarkeit sollte den Protestierenden zugestanden werden, doch Amt, Besitz und Verpflichtungen (einschließlich der Leibeigenschaft) mussten im Land verbleiben. Konfessionswechsel war mit erheblichen Bürden, (so mit Auswanderungspflicht) gekoppelt. Trotz des hochgeschätzten Grundsatzes von streng geregelter Toleranz war Frieden nicht von langer Dauer. Das Machtstreben und die Ländergier der Fürsten, verbunden mit merkbarer Schwächung von Kaiser und Papst, verursachten sukzessiv für Waffengänge mithilfe von den Rittern angeworbener Söldner, die aus Not und Abenteuerlust heraus für gute Verpflegung, Ausrüstung für jegliche Interessen zum Kriegshandwerk bereitstanden. Neben der Entlöhnung wurde diesen Fußsoldaten auch Straffreiheit für Raub am Besitz von Widerstand leistenden Bauern und Straffreiheit für die nicht zu vermeidenden Verbrechen jeder Art zugesichert. Der Grundsatz „Krieg versorgt sich selbst“ stand nie in Abrede. Für die Kämpfe standen Spieße, Hellebarden, Schwerter und schon Büchsen zur Verfügung. Die Feldlager verhießen den morallosen Gesellen alkoholische Gelage und sexuelle Ausschreitungen mit verschleppten Frauen oder bezahlten Marketenderinnen. Befestigte Städte konnten bereits mithilfe von mitgeschleppten Geschützen unterschiedlicher Größe belagert und erobert werden. Die Kampfhandlungen bestanden selbstverständlich in unvorstellbar brutalen Massentötungen und Erschießungen oder Erstechen von schwerverletzten kampfunfähigen Gegnern. Die Kriegstaktik selbst wurde je nach Gelände und Truppengröße im breiten Anlauf der mit Lanzen und Schwertern stechenden und schlagenden Infanteristen oder in zugespitzter Vorgehensweise zur Spaltung der breit aufgestellten gegnerischen Formation gewechselt. Die Martialität des Kriegswesens wurde weder von Seiten der Religion oder der Staatsmacht in Frage gestellt. Bis heute galt und gilt der Erfolg des Vordringens für die Zielsetzung der eigenen Seite als moralische Rechtfertigung des Tötens und Zusammenschlagens. Die höheren Interessen wurden gemäß der Maßgabe von obersten Befehlshabern als geltende Norm vorbereitet, vorausgesetzt und nötigenfalls erzwungen. Mehrmals erfolgreiche Heerführer waren von Landesherren in Staat und Kirche hochgeschätzt und mit Orden ausgezeichnet. Die Interessen des Hochadels gaben den Ton an sowohl beim Adel und im Kaiserhaus, das dem Papst verpflichtet war. Die Fürstbischöfe konnten ihre Verpflichtungen gegenüber den vorgeordneten allerhöchsten stellen gewiss etwas je nach eigener subordinierter Macht austarieren, doch das nicht mehr aufzuhaltende Vordringen des Luthertums – in Einbeziehen subjektiver Machtinteressen – bewirkte die Gespaltenheit der eigentlich noch vorrangig dem Papst verpflichteten Gebiets- und Landesherren und spaltete für immer die Gehorsamspflicht in die Segmente von Eigen- und Gemeinnutz. Der „Augsburger Religionsfriede“ trug den Keim der folgenden Zwietracht in sich, da Religion von zwei mit Befehlskraft ausgestatteten Machtträgern gesteuert werden konnte. Militärisches Handeln als Konfliktlösung mittels Siegs war noch keineswegs bezweifelt. Der Reichstag – regelmäßig einmal im Jahr einberufen – konnte im 16. Jahrhundert bereits bei gewichtigen Entscheidungen nicht nur mitreden, sondern den Kaiser merkbar beeinflussen. Die Fürstenschaft und die durch „Reichsunmittelbarkeit“ bevorrechtigten Reichsstädte waren in der Lage, über die einzelnen Landesherrn hinweg im Falle von Einstimmigkeit vom Kaiser in Wien Zustimmung oder mindestens Überdenken abzuverlangen. So hütete sich Maximilian 1570 auf dem Reichstag zu Speyer, die höheren Stände (Kurfürsten, geistliche und weltliche Fürsten, reichsfreie Städte) zu zwingen, ihm den Oberbefehl über alle im Reich verfügbaren Truppen zu übertragen. Die Reichsritter hatten sich traditionell den Wünschen des Kaisers zu fügen. Rudolf II. hingegen konnte die von seinem Vater geforderte Machtkonzentration sechs Jahre später durchsetzen, als die Gegenreformation Boden gewonnen hatte und durch Mitwirkung der vorher „abtrünnigen“ drei geistlichen Kurfürsten von Köln, Mainz und Trier sowie der vier weltlichen Herren des zur Kaiserwahl berechtigten Gremiums aus dem Hochadel von Rheinland, Brandenburg, Sachsen und Böhmen sich einig geworden waren, den Entscheid des neuen Kaisers für den Katholizismus mitzutragen. Im Jahre 1608 erschien für beide konfessionelle Lager eine strenge Meinungsbildung und offizielle kriegerische Entschlossenheit in Abwendung von den insgesamt toleranten Vereinbarungen des „Augsburger Religionsfriedens“ wieder möglich und es kam zu einer Art von Parteibildungen, die offene Konfrontation vertraten, nämlich zur protestantischen „Union“ gegenüber der katholischen „Liga°. Die dem Calvinismus verschworene Pfalz behielt die entschiedene kaiserskeptische Haltung als Sonderweg bei. Die den Lagern in Norddeutschland mit evangelischem Schwerpunkt zuneigenden Mächte außerhalb des deutschen Binnenlandes reihten sich parteitreu in die Protestanten ein, die Liga-Kernländer Bayern und Österreich fanden annähernd militärisch Gleichgewichtig verlässliche Hilfe zur wieder angestrebten Vorherrschaft des katholischen Glaubens bei ihren subsidiären Außenländern. So waren bis 1608 zur radikalen Durchsetzung entschlossene großräumige Machtblöcke entstanden und gefestigt, die einem bewaffneten Kampf nicht mehr aus dem Weg gehen wollten. Schon 1600 hatte der österreichische Kanzler brutale Gegenmaßnahmen mit zähneknirschender Duldung des überzeugt toleranten Kaisers Rudolf II. verfügt. Der lutherische Glaube musste sich Attacken, Verbote und Vertreibungserlasse in den mit Österreich assoziierten Außenländern Ungarn, Böhmen und Schlesien gefallen lassen, wobei der zum Wiener Bischof aufgerückte Kanzler Klesl seinen Fanatismus als Pflicht für die Katholiken ohne jedes Maß auszuleben vermochte. So sah sich der kriegsscheue Kaiser Rudolf II. gezwungen, in den genannten kooptierten Ländern die Augsburger Vereinbarungen von 1555 voll außer Kraft zu setzen und gestattete den höheren Ständen der Lutheraner sogar eigene Schulen und Kirchenbauten. So war das Dekret des Habsburger Kaisers am 9. Juli 1606 zum letzten Schub geworden, um Protestanten ihrerseits auch zu politisch Revoltierenden zu machen, weil eine einseitig begünstigte Gegenreformation die vorher zugelassenen freien oder fürstlich eingeräumten Überzeugungen hemmungslos widerrief und kampfbereite Emotionen der Evangelischen auslöste. Der lange konziliante, festfreudige und den neuen Naturwissenschaften aufgeschlossene Rudolf II. Der wegen des um sich greifenden Aufruhrs und durch die von seiner weltlichen Schiedsmacht nicht behebbare Glaubensspaltung verbitterte Kaiser geriet in den letzten Lebensjahren zusehends in Verwirrung und hatte bis zu seinem Tod am 20. Januar 1612 noch hinnehmen müssen, dass sein eigener Bruder Matthias ihn faktisch entmachtet hatte. Die zu Feinden gewordenen christlichen Konfessionen suchten politische Ausweitung und Beeinflussung der Gesinnungen, bis die entstandene Feindseligkeit sich zur Kriegsbereitschaft ausweiten musste. Militärische Organisationsformen standen in katholischer „Liga“ und evangelischer „Union“ zum erwarteten Zuschlagen bereit, um Glaubensverteidigungen und nötige Gebietserweiterungen durchzusetzen. Im „Kölner Krieg“ und im „Fuldaer Klosterkonflikt“ mussten sich die gut gerüsteten feindlichen Lager schon vor dem „Dreißigjährigen Krieg“ bewähren. Die Ausweitung in alle europäischen Lande mit Überzeugung von Recht und Sieg sowie Alleingeltung auf beiden Seiten in wechselnden Aufmarsch- und Kampfgebieten bei unterschiedlicher Gewichtung der Land- und Machtgewinne stand dann noch bevor. Ab 23. März 1618 begann die Entladung des Frusts der böhmischen Protestanten auf dem Treffen ihrer Landesdelegierten in Prag unter Vorsitz des Grafen Thurn, der die eingeleitete Rekatholisierung nicht länger hinnehmen wollte. Die beiden kaiserlichen Statthalter wurden von den über das Verbot ihrer Versammlung erzürnten Aufrührern aus dem Fenster ihres Amtssitzes in den Burggraben hinab gestürzt Sie überlebten leicht verletzt und ergriffen die Flucht. Ein Teil der Delegierten übernahm mit Beginn dieses Aufstandes die Landesregierung. Die neue „Union“ erklärte sofort Böhmen zum neuen Mitglied, was vom Kaiser Matthias als frecher, unannehmbarer Separatismus eines ganzen Landes definiert wurde. Im Laufe der nächsten turbulenten Monate wurde nach dem Tod des alten Kaisers Matthias wurde der überzeugte Katholik und Gegenrevolutionär Ferdinand, sein Enkel, als Kaiser Ferdinand II. sofort mit der Niederschlagung der Rebellion beauftragt. Die Führer der Protestanten hatten inzwischen ein durch Franzosen verstärktes Heer unter Leitung des Grafen Mansfeld aufgestellt, das nun von Herzog Maximilian von Bayern organisiert worden war und dem General Tilly von der „Liga“ als kampferprobtem Leiter anvertraut wurde. Ferdinand II. sicherte durch einen klugen Schachzug die weitere Anwartschaft für den Behalt des höchsten Staatsamtes zugunsten der Habsburger Dynastie ab. Er beschaffte dem bayerischen Maximilian die auf der Pfalz liegende Kurfürstenwürde, welche damit die Mehrheit der innerhalb der entscheidend zur Kaiserwahl berechtigten sieben Kurfürsten nach wie vor darstellte. Ein Protestant als König von Böhmen hätte in seiner Vorausschau das Aus für die Habsburger an der Spitze des „Heiligen römischen Reiches Deutscher Nation“ bedeutet. So sicherte er den weiteren Vorrang des Hauses Habsburg für das Kaiseramt und stärkte gleichzeitig den ihn und den Papst tragenden Katholizismus. Der protestantische Kurfürst wechselte zu den Kaiser- und Papstgetreuen über, und spanische durch Söldner verstärkte Truppen rang schlesische Aufständler nieder Der aus politischer Kalkulation und konfessioneller Verwirrung entstandene Flächenbrand war nicht mehr zu löschen und trug Hass, Rache und Herrschaftsbegierden in die konfessionell und politisch unterschiedlich verpflichteten deutschen Ländereien. Was man 60 Jahre zuvor langfristig beruhigen wollte, war durch weiträumige Verbindungen und durch Machtzuwächse von allen Staaten unkontrollierbar worden. Auch kirchliche Macht war brüchig, nicht wegen religiöser Glaubensverluste, sondern wegen des Mitmischens im Wechselfeld der Konfessionen und des Ausgreifens einer beachtlichen Zahl von Staaten, die durch Taktik und Aufrüstung nach Großmachtstärke schielten. Bürger und Bauern hatten nichts zu sagen. Der Hochadel handelte und taktierte nach eigenen Machtgelüsten. Krieg galt nicht als Sünde. Wenn gar ein Kurfürst die Konfession aus seinen Machtgelüsten heraus die Konfession wechselte, wie dies Johann Georg von Sachsen tat, so hatte dies Auswirkungen auf angrenzende Gebiete, hier also Schlesien. Spanisches Militär sorgte nach Weisung von Philipp III. für Gegenreformation im weit ab liegenden Landesstrich Rheinpfalz. Am 8. November 1620 griff ein überlegenes Heer unter Führung von Graf Tilly die bis dahin protestantischen Reichsteile Böhmen und Pfalz am „Weißen Berg“ in der Nähe Prags an und sorgte nach seinem Sieg für abschreckende Strafmaßnahmen, die unter Leitung des Fürsten Karl von Liechtenstein erfolgten, für Rekatholisierung. Da wurde der Besitz der protestantischen Landesherren und riesige Gebiete den ergeben zum Kaiser haltenden, siegreichen Truppenführern zugesprochen, die damit erheblichen Reichtum für ihre Dienste einstreichen konnten, wie das willfährige Oberhaupt des Militärgerichts und später auch der kampferfahrene General Albrecht von Wallenstein. Der protestantische Kurfürst von Böhmen Friedrich V. hatte sich mit dem Söldnerführer Ernst von Mansfeld verbündet und schwadronierte ins katholische Elsass hinüber, wo ihre Soldaten – nun in militärischer Übermacht – in sadistischem Rausch 30 Dörfer verbrannten und viele Bewohner massakrierten. Die Niederlande sahen derweil eine günstige Gelegenheit die seit langem ungeliebte Besatzung der spanischen Habsburger durch bewaffneten Aufstand zu vertreiben. In all den Ländern, in denen blutige Kämpfe tobten, kam es zu Brandschatzungen und Raubzügen. Der allgemein geltende Grundsatz, dass Heere sich selber zu ernähren hätten, leistete der Tötung von Landwirten Vorschub, die sich gegen die Eroberer und teils länger bleibenden Truppenteile wehrten. Es kam zu Hungersnöten und Seuchenausbrüchen sowie wegen des ungehemmten Übermuts von überlegenen Soldatenhorden zu Vergewaltigungen und Lustmorden an wehrlosen Bauern- und Bürgerfamilien. Nicht immer konnten und wollten disziplinierende Obristen die angeheuerten Männer einfachster Geistesnatur im Zaum halten. Außer Rand und Band wütende Trupps ließen jegliche anerzogene moralische Hemmung fallen, weil sie endlich ungestraft ihren niedrigsten Triebbefriedigungen folgen konnten und jegliche Ausschreitungen gegen Wehrlose und unterlegene Menschen selber erlebt und gesehen hatten. Auch die Gebäude der gegnerischen Konfession wurden hohnlachend angezündet und die wertvoll gestalteten liturgischen Gefäße und Kunstwerke als Beute mitgenommen. Vielerorts war der religiöse Glaube in den Schmutz gezogen und überhaupt verloren gegangen. Der oberste Feldherr des Kaisers, Albrecht von Wallenstein bekam den Ehrentitel „Kuberrnator des Königreichs Böhmen“ und stieg 1625 zum „Generalissimus“ des Kaisers auf. Dieser hatte offensichtlich den Hintergedanken, sich ein Stück aus der Abhängigkeit von Fürst Tilly und der „Liga“ zu lösen. In den höchsten Kreisen war der Religionskrieg schon länger nur mehr ein Element im heillosen Machtgetümmel der wirtschaftlichen und landräuberischen Interessen der höheren Machthaber geworden. In der Siegermanier konnte sich die ganze Niedertracht dieser Soldatenhaufen entfalten, die selbst ohne eigene Schutzrechte aufgewachsen waren und häufig aus zwangsrekrutierten armen Bauernsöhnen bestanden. Die rasch zusammengestellten Militärgerichte schonten die Anführer der von bisher eingeführten Konfessionen in keiner Weise und diktierten den Henkern die Durchführung ihrer Schuldsprüche, die Strafmaßnahmen wie öffentliches Verbrennen und Hängen forderten. In derselben kriegsgeschüttelten Jahrhunderthälfte wütete die Pest, die nicht zuletzt durch unhygienische Lebensumstände, Nahrungsmängel und Rattenbisse ihre Ursache hatte. Dazu kam in jenen harten Jahren des Überlebenskampfes für die untere Gesellschaftsschicht ein brutalst möglicher Strafenkatalog für angebliche Teufelspakte und Geschlechtsbeziehungen mit dem Satan, der auch Angehörige der besitzenden Klasse aufgrund von Denunziationen betreffen konnte. So gab es keinen Ausweg für Beschuldigte, sowohl bei erpressten Geständnissen als auch der „Leugnung“, weil diese an sich heldenhafte Haltung im Vorwurf noch weiter andauernder Satanskontakte mündete. So war die staatliche Justiz selbst, betroffen vom Hexen- und Teufelswahn der Kirchen, Quelle für angeordnete Folterungen und Todesurteile, am Strecklager oder Galgen öffentlich vollzogen. Von Menschenwürde im Mindestmaß oder Ringen um Wahrheit und Objektivität war noch nichts zu bemerken. Die wenigen Kritiker riskierten selbst die Hinrichtung. weil Widerstand gegen die geheime moralische Verführungskunst des „Leibhaftigen“ als Bestätigung für den Befall durch kirchenfeindliche Phantasie bestand. Innerhalb einer solchen unheiligen Welt von Gewalt gegen Körper und Geist, von Ungerechtigkeit und Tücke erließ Kaiser Ferdinand II. ein „Restitutionsedikt“, das den protestantischen Fürsten abverlangte, alle seit dem „Passauer Vertrag“ von 1552 den katholischen Ständen geraubten Besitzungen baldigst zurückzugeben. Kaiserliche Kommissare sollten die Rückerstattungen mithilfe von Tillys Soldateska kontrollieren – es waren auf deutschem Boden zig Bistümer und über hundert Abteien von Auflösung und Umkehrung berührt. Das wollten die deutschen Kurfürsten bei ihrer Jahrestagung im Jahre 1630, in Regensburg vereint, nicht hinnehmen und gingen das Risiko ein, den große Heere befehligen kaiserlichen „Generalissimus“ Wallenstein zur Ordnung zu rufen. Ferdinand II. ließ daraufhin seinen Oberbefehlshaber fallen und berief Graf Tilly an dessen Stelle. Diese Spaltung der hoch gerüsteten Armeen Wallensteins und Tillys, der eine gekränkt, der andere geehrt, bedeuteten eine Gefahr für den Kaiser, weil Zwietracht unter erfolgreichen Feldherrn, die heranziehende Bedrohung durch den Schwedenkönig Gustav Adolf II. übersehen ließ. An diesem Zeitpunkt setzte die starke schwedische Armee die Ostsee über, um den Protestanten zur Seite zu stehen und um sich in der Mitte Europas durch militärischen Gebietsgewinn für längere Dauer festzusetzen. Ein geschwächter Block von Kaiser und Papst, dies bei zerrütteter Verteidigungsmacht auf katholischer Seite, war ihm günstig erschienen, um zunächst in Pommern anzulanden. Der anscheinend streng gläubige Protestant Gustav Adolf II. verstand es gegenüber seinem eigenen Reichsrat geschickt, Religion und Politik zu verquicken, indem er nicht nur die Gegenreformation als Gefahr darstellte, sondern sogar den gesamten südlichen Ostseeraum als nahezu komplett in der Hand der katholischen Habsburger kennzeichnete. So schürte er gebündelt schwedisch-nationale Interessen und dazu noch die Bereitschaft seiner Regierung, sich mit Frankreich eng mittels einer sehr großen Militär-Einheit zu verbünden. Die an sich durchgehend katholischen Franzosen hatten inzwischen aus politisch-nationalen Gründen eine distanzierte Position zum deutschen Kaiser eingenommen, so dass diese weite Querverbindung auch wegen hohen finanziellen Beitrags der Franzosen tragfähig genug erschien, das Machtstreben Ferdinands II. einzudämmen und zudem ausreichen Kampfkraft zur Verfügung zu haben. Tatsächlich gelang es der schwedischen Invasionsarmee mithilfe der Franzosen die kampfstarken Truppen, die kurz davor noch die protestantische Reichsstadt Magdeburg eingenommen hatten, Tillys Heer in der Nähe von Leipzig ganz entscheidend zu besiegen und damit bedrohlich in den deutsch-österreichischen Süden vorzudringen. In Rain am Lech unterlag Tillys Armee 1632 wiederum eindeutig, und der schwer verwundete General kam selbst ums Leben. Die Schweden konnten darauf München besetzen. Dem nun wieder zum obersten Feldherrn Wallenstein, der es wagen konnte, dem Kaiser Maximilian I. Bedingungen für wesentliche Aufrüstungen der habsburgischen Seite zu stellen, gelang es mit einem rasch zusammengestellten großen Heer noch im selben Jahr aus Böhmen zu vertreiben. Diesem kriegserfahrenen Feldherrn ging das entscheidende Kräftemessen mit den Schweden nicht verloren – seine 30000 Kämpfer konnten den Vormarsch der mit neuer Kampftaktik und wegen der vorangehenden Erfolge gestärkten Schweden das Gleichgewicht halten und Gustav Adolf II., der sein Reiterheer als Spitzenmann selbst befehligte, in der Schlacht bei Lützen zu Tode bringen. Bis dahin hatten die ununterbrochen für ihren König und den Protestantismus streitenden Schweden der neuen Konfession und den deutschen Fürsten, die dem Protestantismus wegen erlangter Eigenständigkeit gewogen waren, große Erfolge gebracht. Der deutsche Norden blieb in lutherische Hand, und der Ostseeraum gehörte weithin zur schwedischen Sphäre. Der deutsche Süden durfte forthin insgesamt in Treue zur katholischen Kirche verharren und verlässlich den Habsburgern zum Behalt der Kaiserkrone verhelfen. Als dem Kaiser sein Feldherr Wallenstein zu eigenwillig erschien, obwohl dieser beim Ruchbar-Werden dieses Verdachts sofort einen Treueschwur absandte, fielen einige Teile seiner riesigen Armee von ihm ab, und Maximilian I. lancierte an einige besonders treue Grafen in der Habsburger Armee den Entscheid für Absetzung des „Generalissimus“ sowie die Festnahme und Überstellung nach Wien. Wallenstein ergriff darauf die Flucht in seine Heimat Eger, wo er schließlich dem Mordbefehl des Kaisers 1624 zum Opfer fiel. Dem Kaiser war auch die irische Dragonerarmee, die zuletzt noch zu Wallenstein gehalten hatte, nicht mehr geheuer erschienen, so dass auch der irische Oberst Butler lieber Unterschlupf und Mitwirkung bei den Kaiserlichen nachsuchte, als mit dem offiziell Abgeschrieben unterzugehen. Im fiel die wohl als Treuebeweis für den Kaiser gedachte Aufgabe zu, die überfallartige Ermordung des Friedländers zu organisieren. Der Kaiser hatte derb unter Missachtung eines Gerichtsverfahrens, das erst den Beweis für Abfall des vorher berühmten Schlachtenlenkers Wallenstein hätte erbringen müssen, den plakativen Weg gewählt, um zu zeigen, wer letztlich entscheiden darf und das Sagen hat. Damit hatte die katholische Seite wieder volle Anerkennung im eigenen Lager hergestellt, so dass Maximilian I. diesen Aufwind für günstig erachtete, den Protestanten die Gebietsgewinne abzunehmen und dabei deren verunsicherte Armee total in der Schlacht vor Nördlingen aufzureiben. Die Schweden wurden vorsichtig und lösten sich aus Sachsen, das nun re-katholisiert werden konnte. Der dann 1635 abgeschlossene „Frieden von Prag“ erwies taktische Führungskraft beim Kaiser, indem er auf die volle Durchführung des „Restitutionsediktes“ verzichtete und den Protestanten die 1627 abgenommenen geistlichen Güter beließ. Er drang auf die versammelten Reichsstände dahingehend ein, dass eigene individuelle Aufstellung von Truppen nicht mehr zulässig sei. Er hatte die Fäden der Militärmacht wieder voll in der Hand, so dass politische und kirchliche Einheit – zumindest in Süddeutschland - nicht mehr durch Querschläge von Gebietsfürsten in Frage gestellt werden konnte. Fast war es demokratische Ausgewogenheit, aber auch ein gutes Maß an nicht bezweifelbarer Bedrohlichkeit, verbunden mit militärischer Führungsmacht, die für Ruhe und Ende der bisherigen Wirrnis sorgten. Die Großmächte kämpften nach Erholungs- und militärischen Aufstockungsphasen sowie Offenlegung ihrer Bündnisse weiter, aber nicht mehr mit Verve zugunsten der einen oder anderen Konfession, sondern um die Ausweitung des Herrschaftsgebietes. Zum Teil ging es allen Heeren schlicht um das eigene Überleben und Auszug aus den ausgelaugten und von Bevölkerung entleerten Gebieten. Schweden bekam Verstärkung durch die Franzosen, Österreich verstärkte sich nachdrücklicher mit den nördlichen Spaniern nach Zugewinn mit wieder loyal gewordenen Sachsen und Böhmen. Die Schweden gaben nach dem Tod von Gustav Adolf II. nicht auf und mischten unter Führung von Graf Oxenstierna innerhalb der deutschen Lande weiter in kluger Taktik mit. Jahrelang strebten die nun kriegsmüde gewordenen Parteien nach diplomatischen Lösungen, die einerseits auf Kampfeinstellung reflektierten, andererseits auf die Gebietsgewinne der Großmachte ausgerichtet waren. Mühsam und immer zugleich unzufrieden kamen in Münster und Osnabrück die Unterschriften für ein Ende der zermürbenden Kämpfe zustande. Im „Westfälischen Frieden“ von 1648 mussten Kaiser und Papst sich mit einem Ende der Völkerschlachten bescheiden, das unitarische Macht für ihre Seiten in aller Zukunft ausschloss. Die starken „Siegernationen“, die von außen her in die deutsche Hemisphäre unterstützend und auch egozentrisch tätig geworden waren, erzielten im Falle Schwedens mehr Zugewinn am südlichen Ostseeufer und in Norddeutschland, die Franzosen sicherten sich das Elsass. Die landwirtschaftlichen Flächen blieben lange Jahre unbearbeitet, die größeren Städte konnten sich schneller aufrappeln und mittels gesteigerter Produktivität und Handelsverbindungen die Beschädigungen revidieren und sich im regen Geschäfts- und Kulturleben wieder einem vorerst gesicherten Alltag widmen. Schweden bezieht sogar den Rang einer „Reichsstandschaft“, weil es ein hohes Maß an Gebietsgewinn im nord- und nordostdeutschen Raum erringen konnte, da die habsburgische Armee in den letzten drei Jahren, erschreckend noch im Mai 1648, nahezu aufgerieben worden war. Die Franzosen konnten durch diese endlich einen klaren Sieger erbringende Schlacht bei Zusmarshausen die sie seit langem beunruhigende Klammer der Habsburger sprengen. Schon 1645 war die bayerische Armee in den Ardennen stark geschwächt worden. Dänemark und Nordspanien waren letztlich nicht in der Lage, gegen die Großmächte etwas auszurichten, sie mussten sich schmerzliche Abtretungen an Gebieten gefallen lassen. Der deutsche Generalissimus wurde mit der Organisation des „Westfälischen Friedens“ beauftragt, der nach allen Verwüstungen und der Dezimierung der europäischen Bevölkerung um ein Drittel auf nur mehr etwa 10 Millionen nach insgesamt 30 Jahren diverser Schlachten auf vielen Kampforten mit großer Erleichterung aller Schichten am 24. Oktober 1648 zustande kam. Der oberste Befehlshaber organisierte für alle deutschen Fürstlichkeiten und die Abgesandten der europäischen Großmächte am 25. September 1649 ein großartiges Friedensfest im Nürnberger Rathaus. Die Durchführung des Interimsrezesses war mit erheblicher Abrüstung von durchgehend bereitgehaltenen Heeren und angeworbenen Söldnertruppen verbunden ebenso mit erheblichen Aufräumarbeiten in den Städten und neuer Urbarmachung der Kornfelder. Die Verhandlungen der großen Länder erwiesen sich als kompliziert, nicht nur wegen der eigennützigen Gebietsansprüche der Großmächte, sondern auch wegen der aufkommenden Bestrebung aller Länderfürsten, die jetzt offen staatsrechtlich eingeräumten Partikularismus beanspruchten und im Gegensatz zum habsburgischen Kaiser und dem König der französischen Bourbonen, die Restitution von Unitarismus und eine zentralisierte Oberherrschaft forderten. Die großen Länder hatten selbst hinsichtlich der gewaltigen Aufgabe, Frieden im gesamten europäischen Raum zu schaffen, keine übergreifende Friedensstrategie. Über den natürlichen Landesegoismus hinaus bestanden bestenfalls parallele Bündnisse der Interessen von je zwei größeren Mächten: die als „Friedensgaranten“ benannten Königreiche Frankreich und Schweden und in geringerer Bedeutung die Niederlande mit der Schweiz. Nach dem Niedergang Bayerns musste Österreich, schon seit 200 Jahren in den Händen der Habsburger, sich ganz auf sich selbst verlassen. Mittel- und Norddeutschland waren vom langen Krieg am schwersten geschädigt, es bestand keine Reichseinheit mehr. Die kaiserliche Macht war konzentriert auf die Gilde der Habsburger und auf die Hauptstadt Wien. Es gab eine Zukunftsorientierung, die den Gegenwartsbestand bis 1803 bewahren sollte. Unter den deutschen Ländern hob sich das Kurfürstentum Preußen ab, sowohl bezüglich restlicher Militärmacht und Größe – zusammen mit Brandenburg – und auch bezüglich verschwenderischer Hofhaltung in Königsberg. Österreich konnte mit gewissem Recht darauf verweisen, die Hauptlast, nämlich die Abwehr türkischer Bedrängnisse tragen zu müssen. Einen mutigen und durchdachten Schritt in die Zukunft brachte der wichtigste Berater des „Großen Kurfürsten“ Friedrich Wilhelm ein, nämlich der Graf Waldeck. Dieser setzte durch, dass dem adligen Autokraten ein gegliedertes Kabinett zur Seite gestellt wurde, in welchem Finanzwesen, militärischer Oberbefehl und Außenpolitik speziell tätigen Fachleuten überantwortet wurde. So war Preußen in der Lage, innerhalb der nächsten Jahrzehnte alle Kriegsschäden zu beseitigen und wieder einen beeindruckenden Machtstaat aufzubauen. Freilich agierte jeder größere Staat nach eigenen Gesichtspunkten, natürlich weiterhin gemäß der letztlich maßgebenden Entscheidungskraft des Herrschers. Willkür war eingeschränkt, jedoch militärische Übergriffe gegen einen Nachbarn konnten schnell getätigt werden – gerade wegen der Organisation eines ständigen Heeres mit bester Ausrüstung und wegen der täglichen Trainingsverpflichtungen für die Offiziere und Soldaten. Nach wie vor fehlte gerade auf Grund des Individualismus´ der Großstaaten eine alle europäischen Länder verpflichtende und durch alle kontrollierbare Friedensethik. Der Totalitarismus von Kurfürsten vermochte dem Gedanken einer Gebundenheit aller zur Unterlassung von Aggression gegen das Nachbarland oder gegen eine bloß lästige, konkurrierende Großmacht Raum zu geben. Die normgebenden Kräfte bestanden weiterhin innerhalb der Staaten und Religionen bei den Adligen in den höheren Rängen. Friedensliebe war eingemauert im Gewissen der einzelnen Menschen auf unterer gesellschaftlicher Ebene, die Entscheidung über Krieg und Nichtkrieg lag allein bei der Oberschicht. Bauern, Bürger und Infanteristen hatten gehorsam zu funktionieren. Wer sich nicht den für das Volk undurchsichtigen Befehlen fügte, musste mit harten Strafen rechnen. Recht lag trotz Gerichtswesen in den Händen der Macht. Allgemeine Kriegsächtung kam innerhalb der Wertekategorien der normprägenden Gesellschaftsschicht nicht vor. Indem immerhin versucht wurde, großräumiger zu denken waren die größeren Staaten bestrebt, den endlich erreichten Frieden durch die Idee eines Gleichgewichts der Mächte zu sichern. Darüber hinaus spekulierten die mächtigeren Länder Europas schon mit dem Fernziel einer erreichbaren Vormacht im Bereich der Weltkontinente. Aber in der Realität schlich sich gleich wieder die Spaltung ein, insofern die Großmächte eifersüchtig danach schielten, die Konkurrenten durch Militär- und Handelszuwächse eine unangreifbare Position an erster Stelle zu erzielen. Die Engländer – aufgrund ihrer Inselstellung – immer schon eigenwillig handelnd, begannen schon 1652 einen Seekrieg gegen die Niederlande. Die Holländer wiederum bekamen den Aufschwung Frankreichs zu spüren, das unter König Ludwig XIV. sich die spanischen Niederlande 1668 aneignete. 15 erschien dem rasch genesenen Preußenstaat unter Führung des Kurfürsten Friedrich Wilhelm I. die Koalition der Franzosen mit Schweden bedenklich stark, sodass er sich zu einer siegreichen militärischen Auseinandersetzung gut gerüstet sah. Tatsächlich verlief die „Schlacht bei Fehrbellin“ für Preußen und Brandenburg siegreich, so dass die Niederlande wieder restituiert wurden und sich Spanien Abstriche an die Holländer gefallen lassen mussten. Die Franzosen hatten aus Eigennutz den „Westfälischen Frieden“ ohnehin für sie nicht verbindlich betrachtet, setzten die Kämpfe gegen die Spanier noch Jahre fort und attackierten die Schweden mit Unterstützung Englands bis 1657, um den Ostseeraum als zur europäischen Mitte gehörig zurück zu gewinnen. Das wichtig erscheinende Vorhaben, dem schwedischen Vordringen nach Europa eine Grenze zu setzen zwang Österreich zur rettenden Koalition mit Polen mit Hilfe Dänemarks und den deutschen Kurfürsten, so dass es erst 1659 zu einem „Pyrenäenfrieden“ zwischen Frankreich und Spanien kam. Ludwig XIV. brachte durch kluge Innenpolitik (Bündelung aller französischen Fürstentümer unter seine Zentralgewalt) und zielstrebige, machtgesteuerte Außenpolitik sein Frankreich in hervorstechend hegemoniale Position. England konnte unter Leitung des Lordprotektors Cromwell auf dem Konkurrenzfeld der Seemächte die bisher auf dem Handelsgebiet am erfolgreichsten sehr geschickt agierenden Niederlande mittels wirtschaftsrechtlicher Maßnahmen zurückdrängen, so dass ein gesamteuropäischer Frieden, wie er 1648 auf den Weg gebracht worden war, durch annäherndes Machtgleichgewicht der zwei allein vorherrschenden Seenationen erreicht werden konnte. Doch das stets mitwirkende Machtstreben der Spitzenländer war trotz der Verträge nicht zu bändigen. Es kam zu zwei Handelskriegen zwischen England und den Niederlanden sowie zu Expansionskriegen zwischen Frankreich und Spanien. Der Kaiser musste wieder eingreifen und dem seit langem mit dem Hause Habsburg verbundenem Spanien zur Seite stehen. So kam es für sieben Jahre zu regelmäßigen Waffengängen zwischen England und den Niederlanden, für die sich England mittels geheimen Waffenstillstands mit Frankreich kräftemäßig sogar etwas vorherrschend egalisiert hatte. Frankreich rüstete weiter als absolutistisch regierter und straff organisierter Machtstaat auf und leistete sich ab 1688 jedoch zwei Fehler, die seine gegenüber einseitigen Erfolgen hellhörigen Länder weithin empörten. Frankreichs Übermut gegen die protestantischen Hugenotten empörten die deutschen evangelischen Fürstentümer und Ludwigs XIV. Hegemonialpolitik war allzu dreist geworden durch Einmarsch seiner Armee in die Pfalz. So scharten sich die durch königliche Forschheit gewarnten anderen starken Nationen zur Bildung eines Abwehrblocks zusammen, so dass neun Jahre dauernde Kämpfe zwischen dem übergriffigen Frankreich und der vereinten Gegnerschaft von Österreich, Holland, Spanien und deutschen evangelischen Reichsfürsten entstand. Am 20. September 1697 konnte auf dem Friedenskongress von Rijswijk endlich wieder Einigkeit erzielt werden. Als sich 1688 die Niederlande unter Führung ihres „Erbstatthalters“ Wilhelm von Oranien zum gemeinsamen Waffengang gegen Frankreich vereint hatten und dazu Österreich Unterstützung zusicherte. Konnte dem Pfälzer Teilstaat wieder Selbständigkeit verschafft werde. Dazu konnten die englischen Schiffskanoniere die französische Flotte 1692 vor La Hague versenken und gewannen die Vormacht auf See. In erfolgreicher Zusammenarbeit waren die europäischen Mächte, verstärkt durch ein kampfstarkes Heer Polens unter Führung von König Johann III. Sobieski sowie den Truppen aus Lothringen und Savoyen, das riesige osmanische Heer unter Führung des Großwesirs Kara Mustava in der Schlacht am Kahlenberg erfolgreich von der seit langem beabsichtigten Einnahme der Reichshauptstadt Wien zurückdrängen. Mit den unter dem Oberbefehl des Prinzen Eugen siegreich und abschreckend kämpfenden österreichischen Soldaten gelang es dem Hause Habsburg sowohl die Türken von weiteren Attacken auf die mitteleuropäische Zone abzuhalten als auch sich das Königreich Ungarn als absichernde Ostflanke ins Haus Habsburg zu integrieren. Der neuerliche Aufschwung Österreichs wurde vervollständigt durch Einvernahme des Banats und Teile Nordserbiens. Der „Friedensvertrag von Belgrad“ beruhigte die Osmanen insofern, als Österreich den Hauptteil Nordserbiens und die kleine Walachei dem osmanischen Reich überließ. All diese Waffengänge nach dem Ende des „Dreißigjährigen Krieges“ bis zum Anfang des 18. Jahrhunderts standen vorwiegend im Blickfeld der Zeitungen, doch gleichzeitig und zwanzig Jahre dazu drängte sich Russland gegen die Schweden im Ostseeraum mit etlichem Landgewinn und militärtaktischer und wirtschaftlicher Zielsetzung für den Schiffsverkehr voran. Zur gleichen Zeit um die Jahrhundertwende wappnete sich England neu gegen Frankreich und verwies diesen Konkurrenten, obwohl Bayern als Hilfskraft für die Franzosen eintreten musste, an die zweite Stelle in Mitteleuropa. Die spanischen Niederlande wurden wieder der englischen Hemisphäre im Kräftemessen eingegliedert. Bei den ergebnislosen Verhandlungen um die „spanische Erbfolge“ waren die beiden Länder unter eigensüchtiger Beratung des Reichskaisers kämpfend aufeinandergeprallt. Sogar die Seestreitkräfte waren in Sachen der Insel Menorca eingeschaltet. Auch Norditalien geriet ins Streitgebiet und ins Kampffeld. Im Jahr 1713 beim „Frieden von Utrecht“ wurde wieder einmal versucht, Ordnung in die Gemengelage zu bringen. Wieder werden die Grenzen der Großräume Englands, Frankreichs, Spaniens und Italiens neu gezeichnet. Auch die Herrschaftszonen in den besetzten ausländischen Kolonien und sogar Handelsrechte für Sklaven kommen zur Sprache. Der Kaiser wird schlichtend und bestätigend in folgenden „Friedensschlüssen“ von Rastatt und dem schweizerischen Baden eingeschaltet. Im Verlauf des 18. Jahrhunderts bestätigt sich der hinsichtlich Friedenserhaltung erfolgreiche Gedanke des Mächtegleichgewichts - doch nicht auf Dauer. Streit um Herrschaftsräume nach innen und außen sind nicht aufzuhalten. Die Mächtigen der Länder bestimmen weiter über Krieg und Frieden. Jegliche Zukunft bringt alten Gewalteinsatz mit sich oder müsste mit neuen Strukturen angegangen werden. Krieg gilt nach wie vor als Mittel der Problemlösung, auch nach vielfacher schlechter Erfahrung. Nicht bestritten wurde der sakrosankte Brauch, der Habsburger Dynastie das Kaiseramt über die weiträumige Hemisphäre Europas in der Hand zu behalten. Dies war selbstverständlich jeweils dem ältesten Sohn des Kaisers zugedacht. Doch die Kinderlosigkeit von Kaiser Karl VI. machte dieser automatischen Thronfolge ein Ende. Um das höchste politische Amt wenigstens im engeren Familienkreis zu behalten, legte der Kaiser im Text einer bindenden Zukunftsmaßnahme fest, „Pragmatische Sanktion“ genannt, dass das Gesamterbe ungeteilt der ältesten Tochter seines Bruders Joseph I. zufallen solle. Wenn auch jene nicht mit einem Sohn gesegnet sein sollte, würde wiederum deren ältestes weibliches Kind das Spitzenamt übernehmen dürfen. Der kleine freudig ersehnte Erbprinz aus der Seitenlinie verstarb jedoch noch als kleines Kind. So war die rein über Männer laufende Amtsfolge gebrochen, und das Kaiseramt fiel am 13. Mai 1717 an das kräftige und kluge Mädchen Maria Theresia. So vermochte der familiär und dynastisch denkende Karl VI. eine Zersplitterung der europäischen Macht, auf die etliche Kurfürsten gewiss gehofft hatten zu verhindern. Karl VI. wollte absolut verhindern, dass es den Wiener Habsburgern ähnlich erginge wie dem letzten spanischen Habsburger Karl II. Diese Sorge wurde mit der einflussreichen Zustimmung des Preußenkönigs Friedrich Wilhelm I., der auf dem der Treue zu den Habsburgern – seien sie zeitweise durchaus weiblich – an Dankbarkeit für seine Vorhaben dachte. Als er selbst 1740 verstarb, war sein eigener entscheidungsfreudiger Sohn Friedrich II. entschlossen, das preußische Herrschaftsgebiet durch Einvernahme der österreichischen Provinz Schlesien im Vertrauen auf die vom Vater hervorragend geschulte Landesarmee zu erweitern. Den überfallartigen Rechtsbruch, der unter der deutschen Fürstenriege Kopfschütteln und helle Empörung hervorrief, wollte Friedrich II. eigentlich ungeahndet lassen, indem er dem designierten neuen österreichischen Kaiser Franz Stephan zusicherte, ihm seine kurfürstliche Wahlstimme aus Brandenburg zu geben. Die amtierende umsichtige Kaiserin Maria Theresia wurde von Friedrich II. fahrlässig unterschätzt, so dass aus Frankreich, England, Spanien und Bayern – jeweils aus unterschiedlichen Gründen Wut ausbrach und militärische Hilfe für Schlesien angekündigt wurde. Der schnelle Übergriff Preußens führte zu neuen Militärbündnissen und rasch durchgeführten Gegenschlägen, so dass der „Österreichische Erbfolgekrieg“ am 14. Januar 1742 den neuen böhmischen Herrscher Karl Albert von Bayern als deutschen Kaiser, nun als Karl VII., hervorbrachte. Der rasch folgende „Sonderfrieden“ zwischen Maria Theresia und Karl VII. führt zur Vereinbarung, dass Schlesien zu Preußen gehöre und Friedrich II. sich aus der Antiösterreichischen Allianz“ als Gegenleistung zurückziehe. Ein „Dritter Schlesischer Krieg führt“ führt zum Zusammenprall von Frankreich und England, und die folgende Seeschlacht lässt England als klaren Sieger hervorgehen. Dieses langdauernde Kräfteringen um die europäische Vormacht im „Siebenjährigen Krieg“ von 1756 bis 1763 stellt die Großmächte Preußen und England an die Spitze Nord- und Westeuropas. Österreich wird etwas entlastet, so dass eine politisch hellwache Maria Theresia die Überlassung Schlesiens an Preußen wieder in Frage stellen kann. Das geschwächte Frankreich ist in der Folgezeit sogar bereit, seine ausgedehnte Hemisphäre in Nordamerika zugunsten Großbritanniens zu verkleinern. Auch Spanien kann von diesem Zuschnitt und der Gunst Englands profitieren. Preußen kann als starke Militärmacht seine Spitzenstellung halten und steht einem straffer organisierten Österreich gleichgewichtig gegenüber. Nach der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776, die England zurückwarf, kann Frankreich wieder auftrumpfen, weil es mit Spanien, Preußen, Holland, Dänemark und Österreich im Jahr 1760 ein „Bündnis der bewaffneten Seeneutralität“ schließt, das ein überstarkes England zu bändigen in der Lage ist. Der neue, in europäische Begehrlichkeiten geratene transatlantische Kontinent Nordamerika gewinnt letztlich aus diesen Feindseligkeiten und Bündnissen 1783 die stabile Anerkennung seiner rechtstaatlichen Eigenständigkeit in erster Linie durch England und dann auch von allen europäischen Ländern. Im vorangegangenen Jahrzehnt wehrten im „Russisch-Türkischen Krieg“ die zentraleuropäischen Mächte in militärischer Gefolgschaft für das russische Bollwerk die wiederholt an der Eroberung interessierten kampfstarken Türken ab und gewannen selbst Land- und Herrschaftszugewinne durch die Aufteilung Polens. Russland kann sich als Schutzmacht im Osten Europas zu Lande und zur See etablieren. Die von einem überzeugten Glauben getragene Maria Theresia sorgte durchaus schon für Religionstoleranz, worin der älteste Sohn unter ihren 16 Kindern, der 1765 ins Amt des Kaisers des „Heiligen Römischen Reichs“ berufene Joseph II. in überzeugter aufklärerischer Gesinnung noch weiter vordrang. Beide huldigten der Vorstellung ausgleichenden vernünftigen Vorgehens in Sachen der konfessionellen Streitigkeiten, indem nichtkatholische Religionen dem Rom verpflichteten Katholizismus rechtlich gleichgestellt wurden. Schulen und Universitäten wurden weitgehend dem Griff des Papstes entzogen und extreme Vorschriften für allzu viele Feiertage und Wallfahrten reduziert sowie kirchliche Feiern kürzer und schlichter gehalten. Klöster, die sich nur kontemplativen Kult verschrieben hatten, wurden vom konsequent einem dem absolutistischen Staat verpflichteten Joseph II. aufgehoben. Der Übergang zum Säkularismus – noch stringenter ab 1790 vom neuen Kaiser Leopold II. – wurde vielfach kritisiert, trugen aber merklich zur Konzentration der Staatsmacht und wirksamen Durchsetzung und Förderung merkantilistischen Handelns der Kaufleute und städtischer Handwerker bei. Das technische Denken und die Förderung unternehmerischer Freiheit trügen Früchte in Form von fabrikartiger Massenproduktion und Investitionen im Binnen- und Außenhandel. Natürlich achteten Adlige, Ratsherren und Generale darauf, dass die Exporte in eigener Porzellan- und Seidenwarenherstellung mehr Erträge brachten als Importe für Gewürze und Textilien. Maria Theresia kümmerte sich fest entschlossen für grundlegende Beschwerderechte für ausgebeutete Bauernfamilien, und Joseph II. wagte sich daran, die Leibeigenschaft für Frondienste leistende Landwirte aufzulösen. Den offenen Protest dagegen durch die Grundherren, wozu auch die Grafen des niederen Adels gehörten, konnten Joseph II. und sein Nachfolger Leopold II. im widerständischen Böhmen mit humanitärer Argumentation niederschlagen. Auch auf preußischem Gebiet verschrieb sich König Friedrich II., im Jahr 1740 ins Amt gekommen, den Motiven der Aufklärung und somit einer verbesserten Gerechtigkeit durch sein Dekret zur Abschaffung der Folter in der gerichtlichen Wahrheitsfindung. Die Kriege im 18. Jahrhundert wurden durch die bei den Großmächten verbreitete Methode, einerseits sich selbst zu sichern und andererseits auf dem gewaltsamen Weg, sich nachbarliche Gebiete anzueignen – so gab es stete Reflexionen im nordrheinischen Gebiet und in Schlesien und Böhmen, die immer nur vorübergehend zum Frieden beitrugen. Stets waren Vorwände bei der adligen Oberschicht für Gebietsaneignungen vorhanden, und die riesigen Heere der Großmächte, geführt von adligen Feldherren, waren nie konsequent an gewaltlosen Streitlösungen auf Dauer interessiert. Die oft raffiniert zum Militärdienst gepressten armen Bauernsöhne waren wehrlos, und der geforderte unbedingte Gehorsam in straff organisierte Ausbildung und im Kampf ließ keine Verweigerung zu. Der Offizierstand rekrutierte sich aus dem Hochadel und den Fürstenfamilien zu 90 %, die konkreten Kampfhandlungen kosteten vergleichsweise mehr den zum Schießen gezwungenen Fußsoldaten Gesundheit und das Leben. Die höheren Offiziere konnten und durften bei Siegen erhebliche Reichtümer in ihren Privatsäckel transferieren. Die Ansätze von Menschenrechten waren noch dürftig ausgeprägt, aber eine kommende Entwicklung von Rechten für die städtischen Bürger und in grundlegender Weise für die Bauern war eingeleitet. Die wechselnden Partnerschaften der Großmächte störten die vorhandenen Bemühungen für gewaltloses Zurechtkommen, und Kampf galt sowohl für die Religionen als auch für Kaiser und Landesfürsten als legales Mittel zur Durchsetzung von Ansprüchen nach individueller Auslegung von Berechtigung. Man wollte immer wieder Frieden, aber für großräumige Organisation und für Gewaltscheu reichte die gesellschaftliche Struktur und eine ins Gewissen integrierte Friedensmoral bei weitem noch nicht. Die Großmächte des 17. Und 18. Jahrhunderts hatten, meist erbbedingt, durchaus weitgestreute Besitztümer, aber im Vergleich zu späterer militärischer und wirtschaftlicher Potenz hielt sich alles noch im kleineren Rahmen. In Mitteleuropa gab es eher noch völkisch geprägte Einzelländer. So waren die damaligen Machtstaaten Österreich und Preußen dominant. Sie reflektierten eher auf die dazwischen liegenden Königreiche und versuchten deren Integration auf freiwillige oder unfreiwillige Weise. Die großen Königreiche wollten eingliedern oder Pufferzonen zum ähnlich starken Königtum in der Ferne. Die Herrscher waren nicht in der Lage, wenigstens „großdeutsch“ oder gar „großeuropäisch“ zu denken. Die Psyche der Herrscherpersönlichkeiten war diktatorisch gegen das eigene Inland und misstrauisch gegen die anderen Großmächte geprägt. So konnte dauerhafte Friedenspolitik weder eingeführt, noch beibehalten werden. Man regierte streng und wachsam, nach wie vor in Freund-Feind-Kategorien. Eine durchaus angestrebte Partnerpolitik war eigennützig und unstet. Was in Österreich und Deutschland sich als zukünftig erst andeutete, wurde unter den französischen Königen ab Ludwig IV. noch wie selbstverständlich im Extrem praktiziert. Das absolutistische Prinzip ermöglichte Nichtberücksichtigung von Gerechtigkeit und sozialer Verbesserung bei einfachen Soldaten, Bauern und Arbeitern. Unter König Ludwig XVI. kochte der Volkszorn, angeführt von den Abgeordneten des „dritten Standes“, am 14. Juli 1789 über. Die von Bürgerabgeordneten selbst ohne Adelsvertretern gebildete „Verfassungsgebende Nationalversammlung“ erstürmte bewaffnet das Pariser Staatsgefängnis, die „Bastille“, erklärte den Herrscher für abgesetzt und richtete das seit längerem im Geheimen schon vorbereitete zentralistische System von Departments ein. Sofort wurden alle Vorrechte für Adel und Kirche abgeschafft und die als obersten Richtschnur geltende Ethik der Bürgerrechte, gleichbedeutend mit den allgemeinen Menschenrechten „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“, für allein verbindlich erklärt. Die Staatsform einer „konstitutionellen Monarchie“ getraute man sich bis 1792 noch nicht offiziell hinweg zu fegen. Erst als unter den Revolutionären der ersten Phase die radikalen „Jakobiner“, die zu allem entschlossenen waren, die Vormacht übernahmen, wurde das republikanische Staatssystem ausgerufen und der König baldigst Anfang in einem öffentlichen Hinrichtungsakt zu Tode gebracht. Der als brutaler Diktator auftretende Maximilian de Robespierre, eigentlich Vorsitzender des „Wohlfahrtsausschusses“, wütete mit Tausenden von Todesurteilen gegen die Adelsclique und Günstlinge um den verschwenderischen und volksfernen König zwei Jahre lang bis 1795 ein aus fünf gemäßigten bürgerlichen Politikern gebildetes Gremium eine Regierung bildete, die nun endlich der Staatstheorie von Charles de Montesquieu, welche eine Gewaltenteilung von Exekutive, Judikative und Jurisdiktion schon im Jahr 1748 vorsichtig empfohlen hatte. Der 1799 an das Staatsruder gelangte General Napoleon Bonaparte wischte jedoch einerseits die Leistungen des Direktoriums als von sich überzeugter Heerführer beiseite, aber trug andererseits Beachtliches im nahen 19. Jahrhundert für zweckmäßige und modern organisierte zentralistische Staatsreformen bei. Allerdings schlug seine radikale Persönlichkeit wieder zum okkupierenden Kriegsherrn in Europa aus. Seine in ganz Europa als ernstzunehmende militärische Bedrohlichkeit führte dazu, dass 1806 mehrere süd- und südwestdeutsche Länder lieber Mitglieder seines „Rheinbundes“ wurden, statt von seinen Truppen besiegt zu werden. Nachdem er mit dem Sieg über die Großmacht Preußen unter Beweis gestellt hatte, dass ihm beim Kräftemessen nicht einmal eine gleichgerüstete Großmacht etwas entgegenzusetzen vermochte, stiegen Respekt und Unterwerfungsbereitschaft weiter an, so dass auch Sachsen, das nördliche Franken und die mittel- und norddeutschen Kleinstaaten dem napoleonischen „Rheinbund“ beitraten. Diese vorauseilenden, scheinbar freiwilligen Anschlüsse hatten den Effekt, dass der Staatenbund schließlich 36 Staaten umfasste, dem sich nur das rasch revanchebereite Preußen, Österreich, England und ohnehin die östliche Großmacht Russland entziehen konnten. Österreich und Großbritannien schafften es erst nach der Vernichtung der napoleonischen Armee nach dem verlustreichen Russland-Feldzug von 1712 zunächst Bayern und Baden schon 1713 im „Vertrag von Teplitz“ aus dem Rheinbund als erste Länder unversehrt loszulösen und schließlich beim „Wiener Kongress“ im Jahr 1815 unter Verhandlungsleitung des Reichsfreiherrn Heinrich Friedrich Karl vom und zum Stein und des preußischen Ministers und Fürsten Karl August von Hardenberg essenzielle, staatswichtige Reformen des letztlich militärisch gescheiterten Napoleon für die nahe Zukunft zu konservieren. Der feierliche Beginn des Friedenskongresses musste durch die Schreckensmeldung abgebrochen werden, dass der nach Elba verbannte Kaiser Napoleon zurückgekehrt sei und mit einem rasch zusammengestellten Heer ein neues Kräftemessen mit den europäischen Großmächten auf den Weg brächte. Auf der Stelle wappneten sich die Siegerstaaten für das Löschen des sich abzeichnenden Brandherds unter Führung des Hauptbevollmächtigten Englands, Herzog Arthur Wellesley Wellington, und des Rostocker Fürsten Gebhard Leberecht Blücher, dem preußischen Generalfeldmarschall, beide zusätzlich von einer schlesischen Armee unter dem Befehl des Grafen August Wilhelm Anton von Gneisenau unterstützt. Bei Waterloo in der Nähe der belgischen Stadt Brüssel bereiteten diese kampfstarken Truppen dem kaum trainierten Heer der Franzosen die vernichtende Niederlage. Damit war auch ein nunmehr absolut sicheres Aus für Napoleon in lebenslanger Gefangenschaft auf der Insel St. Helena. Die Achtung vor ihm lebte fort sowohl für den lange erfolgreichen Feldherren und den staatspolitischen Denker, der Frankreich nach 1789 in ein System führte, das prinzipiell trotz seines ehrgeizigen Rückfalls in ein absolutistisches Kaiseramt, kontrollierbare Regularien für die Justiz- und Verwaltungsprozesse sowie für Menschen- und Bürgerrechte. Zumindest kann der Entscheid für die „konstitutionelle Monarchie“ als seine bleibende Leistung bezeichnet werden. Alle Rechtsabläufe sollten seither unter der aufmerksamen Kontrolle einer basislegenden Verfassung ablaufen. Ein oft auf Herrscherwillkür hinauslaufender Staatsbetrieb konnte im Blick auf Gleichheit aller Bürger ohne ständische Bevorzugung neu und den Intentionen der Aufklärung entsprechend, durch die Hand berufener Staatsorgane geregelt werden. Deutschland verdankt diesem Mann, der gewiss ein vom englischen Denker John Locke empfohlenes System einer durch Vernunft und Menschenrecht geleitete Führung, und zumindest die Abschaffung der nicht weiter wirtschaftlich und funktional tragbaren Kleinstaaten. Die übernational weiterhin vorherrschenden Möglichkeiten für Staatenbünde mit wechselnden nationalen und internationalen Interessen und für die andauernden individuellen Ziele von Kaisern und Königen konnte er noch nicht ins Auge fassen. Sein Friedensbegriff war eng an seine eigene Stellung und seine französische Herkunft sowie seine individuelle Persönlichkeit gebunden. Krieg erschien ihm – erfolgreich erfahren innerhalb seiner Lebensgeschichte – als Notwendigkeit. Friede war dieser Machergestalt nur Erholung zwischen Gewaltphasen. Der bessere Herrscher, der für den mächtigeren Einzelstaat zu sorgen hatte, sollte immer beweisen, wohin eine klug gesteuerte Zukunftsentwicklung führen müsste. Napoleon schätzte schon einzelne demokratische Vorgänge, aber noch nicht die Volksdemokratie an sich. Sein Elitebewusstsein hielt Leitung, auch in Dynastieform, für nötig und fernerhin möglich. Dauerhafter Frieden war noch nicht einführbar, auch noch nicht im Modell konstruierbar. Die Staatsstrukturen für Kriegsabschaffung waren noch nicht geformt und gewachsen. Internationalität in echter Bereitschaft für Lösungen, die auf Vertrauen der Starken und von Friedenssehnsucht geprägt sind, konnte es wohl in der Epoche von aufkommender Vernunft und nur zeitweiser friedfertiger Romantik noch nicht geben. Modelle und Phantasie für Dauerfrieden zwischen Staaten und Kulturen lagen noch nicht vor, zumindest nicht bei Führungsnaturen der verschiedenen Länder in Nähe und Ferne. Die Mächtigen waren misstrauisch und aggressiv. Sie wollten sich durch Übergriffe auf die Nachbarn noch weiter sichern und sich stärken für ihre nur subjektiv berechtigt erscheinenden Angriffe. Die Interessen an Kolonien schien für die national stärkende Wirtschaft notwendig. Da prallten die Bedingungen und Möglichkeiten aufeinander. Der Glaube an die Alleinherrschaft von einer bestimmten Religion befand sich im Schwinden, Die Begeisterung für Wissenschaft und Technik befand sich im Aufschwung. Man sah ein vernunftgesteuertes Erfolgsmodell für Vormacht und Wohlstand vor sich. Man wollte durch Anteil an den fernen Ländern gewinnen und übertrumpfen. Die nun veralteten politischen und gesellschaftlichen Strukturen und Denkweisen hatten noch Wirkkraft. Revolution und Beharren, Entschlossenheit für Gewalt waren noch nicht überwunden. Vieles wuchs erst aus bitteren Erfahrungen von Leid und Unterdrückung. Die Diskutanten bei all den Friedensverhandlungen dürften als Begleiter und Beauftragte der Kaiser, Könige und Fürsten die Feldmarschälle der jeweiligen beendeten Kriege und die zivilen engen Vertrauensleute der letztlich entscheidenden Machthaber gewesen sein. An die Möglichkeit, dass obersten Glieder des Hochadels der einzelnen Länder nahezu unverändert in ihren befehlenden Positionen verharren und tief der kriegerischen und der egozentrischen Tradition ihrer Oberschicht fest verbunden sind. An Menschen in den unteren Gesellschaftsschichten denken sie noch zu wenig mitfühlend. Was Bauern, Soldaten und Handwerker Tag für Tag leisten und durchleiden, können sie sich für deren schweißtreibenden und entbehrungsreichen Alltag und die nicht frei gewählten und nicht geahnten Dienste sowie die Hemmung und Enthemmung vor Schieß- und Tötungsbefehlen nicht in nötiger Betroffenheit bewusst machen. Der Hochadel steht über den tristen und grausamen Taten und Geschehnissen der Kriege. So billigen die Fürsten etliche moderne freiheitliche Errungenschaften der gebildeten Leute aus den städtischen bürgerlichen Schichten, belassen aber die wirklich geforderten geistigen und ethischen Umstellungen für alle Menschen beim Alten. Der notwendige substantielle Wandel, der Dauer anstrebt, ist noch nicht zu bewältigen. Die Gesellschaftsveränderung – Ziel der Aufklärungsepoche – bleibt noch brüchiges Stückwerk. Die Planung des Friedenskongresses ist bemerkenswert. Die 5 Großmächte (inkl. Frankreich) dominieren in den Gesprächen und den Vereinbarungen für kleinere, sich zweckmäßig ergebende Gebietsabtretungen in Form von dreizehn Sonderkommissionen. Die Großmächte organisieren sich geographische Zugewinne, unter denen Russland aus dem polnischen Raum am meisten erhält. Auch Bayern und die Rheinprovinz dürfen sich erweitern. Bayern, Sachsen und Württemberg verbleiben als Königreiche, Hannover kommt neu hinzu. Am bemerkenswertesten ist, dass das bisherigen „Heilige römische Reich deutscher Nation“ nun abgelöst wird von einer komprimierten Staatengruppe, die den entmythologisierten Namen „Deutscher Bund“ führt und nurmehr aus 35 Fürstentümern besteht sowie aus 4 freien Städten. Das Russland überlassene Herzogtum Warschau wird als Königreich erhalten. Im Übrigen ziehen sich die Neugliederungen durch alle europäischen Länder durch, womit der „Wiener Kongress“ den Frieden durch möglichst allseitige Zufriedenheit sichern will. Mit den adligen Monarchen an der Spitze von den Siegermächten Russland (so Zar Alexander I.), Österreich (so Kaiser Franz I.) und Preußen (so Friedrich Wilhelm III.), kenntnisreich beraten vom Experten Fürst von Metternich, erfolgt ein Bündnis, das den hehren Namen „Heilige Allianz“ tragen darf. Papst Pius VI leistete keine Unterschrift. Einer, der als „Heiliger Vater“ angesprochen werden musste, konnte es nicht dulden, dass ein politisches Bündnis solch einen Würdetitel tragen sollte. Alle europäischen Könige billigten diesen besonderen Bund zwei Monate für eine weihevolle Bekräftigung ihres umfassenden Friedenswillens. Man vereinbarte sogar regelmäßige Treffen zur Besprechung von Zwistigkeiten. Neben der Idee des Gleichgewichts aller Großmächte sollte nicht gleich der Krieg zur Konfliktlösung in Frage kommen, sondern die persönliche und gemeinsame Besprechung der Probleme. Man wollte eine moderne „Konferenzdiplomatie“ initiieren. Man bedachte auch schon ein gemeinsam abgestimmtes Prinzip der Eindämmung von Gewalt, wenn ein Einzelstaat Konflikte auf eigenem Boden nicht zu lösen in der Lage wäre. Der schwerwiegende, neue Gedanke erfährt seine Bewährungsprobe, als 1827 die Allianz den Freiheitskampf Griechenlands gegen das vorherrschende Osmanische Reich zu unterstützen beschließt. Man muss leider feststellen, dass Unruhen, die mit Bewegungen außereuropäischer Mächte zu tun haben, wie hier mit der Türkei oder dem Zustandekommen von Eigenbündnissen der Großmächte ohne die Einbindung aller europäischen Großmächte die friedenserhaltende Grundidee gefährdet. Das erweist sich auch nochmal 1840, als vier der Großmächte Frankreich in einer Londoner Konvention die fünfte Großmacht ernstlich zurechtweisen, weil Frankreich den Freiheitskampf Ägyptens gegen das Osmanische Reich befürwortet hatte. Eine Allianz allein getragen von England und Frankreich weitet sich, weil es nun gegen die Vormacht Russlands im südeuropäischen Osten geht, 1853 zum „Krimkrieg“ aus, bei dem Stützpunkt- und Handelsinteressen eine Rolle spielen. Österreich und Frankreich geraten offen gegeneinander als von diesen Großmächten beherrschte Gebiete aufbegehren und zu einem italienischen Staat gehören wollen. Es schleicht sich in die 1815 geborenen Friedensregeln 1859 beim „Frieden von Zürich“ der neue Plan von innerstaatlichen Möglichkeiten der Beruhigungen mittels Volksabstimmungen über Zugehörigkeiten zu einer der Großmächte oder zur Ablösung von Besatzungen ein. Leider reichten die wirklich subtilen Beschlüsse des „Wiener Kongresses“ nicht für das ganze 19. Jahrhundert aus. Die damaligen Vereinbarungen konnten noch nicht Gegensätze der Großmächte untereinander, Interessenverlagerungen und zeitbedingte unvorhersehbare außenpolitische Probleme einbeziehen. Es gebrach noch an Sensibilität für Lösungen im Zuge politischer Evolution und an unbedingter Entschlossenheit für die Friedenssicherung. Wirkliche Demokratie, in welcher alle Volksgruppen und alle Einzelmenschen Achtung erfahren und die Oberschichten durch unabhängige Institutionen kontrolliert und im Zaum gehalten werden, war trotz der Ideale noch nicht zu einem überall und weltweit etablierten Gefüge ausgebaut. Dem deutschen Einheitswunsch standen selbst beim „Wiener Kongress“ eifersüchtige Machtinteressen Österreichs, Englands und auch des Verlierer-Kaiserreichs Frankreich entgegen. Man war aber in vorsichtiger Zurückhaltung einer Art Zwischenlösung aufgeschlossen, die immerhin einen „Deutschen Bund“ in Gestalt von 39 Ländern vorsah – sogar mit einem „Bundestag“ in Frankfurt, zusammengesetzt aus den Abgeordneten aller Mitglieder, allerdings unter österreichischem Vorsitz. Preußen verhielt sich zurückhaltend. Aus Frankreich kamen Gegenstimmen. So war es von daher schon zu ahnen, dass die für diese Zeit und Situation enorm fortschrittlichen Gedanken der zum Umsturz des absolutistischen Kaiserreichs im Jahr 1789 entschlossene Pariser Bürgerschaft nicht auf der Stelle und sowieso nicht vollumfänglich auf einen Verfassungsstaat auf der Basis von kontrollierbaren Menschenrechten in deutschen Gauen umgesetzt werden konnten. Dort war der zur Revolution nötige Siedepunkt von Empörung und Entschlossenheit zur Abkehr von der Monarchie und der mit ihr verbundenen egoistischen Adelsschicht nicht vorbereitet. So konnten der Freiherr vom Stein und der Minister von Hardenberg noch einer ihnen und ihrem Hintergrund als ausreichend genug erscheinenden Reform der monarchistischen Zentralgewalt das Wort reden. Der Artikel 13 der 1815 deutschen Bundesakte wurde auch von den einflussreichen Vertretern der konservativen Machthaber, dem Fürsten Metternich und seinem Berater Friedrich von Gentz durchsetzungsstark vertreten, so dass zunächst noch forderndes Reden und Versammeln auf deutschem Boden bei den Lutherfeiern des „Wartburgfestes“ gestattet wurde, dann aber nach Formulierung der strengen Regeln der „Karlsbader Beschlüsse“ von 1819 unnachsichtig polizeilich und gerichtlich in den folgenden Jahren niedergeschlagen und 1830 auf ganzer Linie aufgeben musste. Zuletzt war der Versuch einer gesamtdeutschen Verbindung aller universitären Burschenschaften am Unverständnis der den Fürsten hörigen Angehörigen des höchsten Standes gescheitert. Ein Gedankengut, das idealistisch für Gleichheit aller Menschen plädierte, war den ehrgeizigen und überzeugt konservativen Gefolgsleuten der Kaiser und Könige nicht zu vermitteln. All die Jasager unter den Fürsten und der Beiräte aus dem Hochadel waren den kühnen umgreifenden Reformgedanken der jungen Studenten aus dem Stadtbürgermilieu abhold. Revolution wäre ihnen als Landesverrat erschienen und als Preisgabe an Anarchie. Am 18. Oktober marschierten 500 Delegierte aus den deutschen Burschenschaften auf die sächsische Wartburg zum Protestmarsch, fest entschlossen, die 1815 vereinbarten Menschen- und Bürgerrechte in die Form einer alle Stände bindenden Verfassung lautstark einzuklagen. Die einigenden Fahnen, gehalten in „Schwarz-Rot-Gold“, eifrig schwenkend. Der Theologiestudent Riemann appellierte an seine Kommilitonen, dass sie sich nicht weiter vom Pomp der Herrschergestalten betören lassen sollten, um die neue die neue politische Überzeugung in fester Überzeugung zu verbreiten. Der mäßigende Einfluss des professoralen Beraters Friedrich Ludwig Jahn und des Dichters Ernst Moritz Jahn blieb wirkungslos. Die Jugend wollte im Sinne des Weimarer Thesenanschlags von Martin Luther aus dem Jahr 1517 opponieren und an die Ergebnisse der „Leipziger Völkerschlacht“ und an die Vereinbarungen in der Bundesakte zur Anlage einer Verfassung erinnern. Der entsetzte und den Adelsregimen treu und fest verbundene Fürst Metternich war zum radikalen Niederschlag dieser Verschwörung und Staatszerrüttung entschlossen, entzweite sich mit dem Weimarer Großherzog Carl-August von Sachsen und den die Studenten unterstützenden Zeitungsverlegern und radikalisierte seine Gesellschaftsordnung mittels seiner sogar die bisherigen Rechte vergröbernden „Demagogenverfolgung“. Es kam zu Zensur und polizeilichen Festnahmen mit Strafen ohne weitere juristische Prüfung. Der Preußenkönig Friedrich Wilhelm III. gab seine zunächst den Burschenschaftler gewogene Haltung auf und unterstützt die Niederschlagung von Demokratie und Gesellschaftsumsturz durch Metternich. Preußen und Österreich waren ohnehin skeptisch wegen der gar zu raschen Konsolidierung eines einig werdenden Deutschlands. Am leichtesten war Fortschritt auf wirtschaftlichem Gebiet zu verwirklichen: es kam 1819 zur Gründung eines deutschen „Handels- und Gewerbevereins“ der die 39 Zollämter für Bundesländer allmählich überwinden sollte. Der Volkwirtschaftsprofessor Friedrich List erwarb sich hierfür in aufreibendem Kampf gegen die althergebrachte Kleinräumigkeit sehr verdient. In Deutschland konnten sich immerhin fünf Bundesländer im Jahr 183O nach einer erneuten „Französischen Revolution“ für freiheitlichere Verfassungsgesetze entschließen. In Frankreich mussten vor allem Studenten, nun aber verstärkt durch unterprivilegierte Industriearbeiter, als Weiterträger der Idee einer demokratischen Republik das Abtreten des letzten nachnapoleonischen Monarchen Karl X. erzwungen und den für einen modernen Verfassungsstaat aufgeschlossenen Herzog von Orleans als „Bürgerkönig“ Lois Philippe ins höchste Amt gebracht. Schon sein ziviles Erscheinungsbild in üblicher Alltagskleidung gehobener Stadtbürger hatte ihm den Zuspruch der für den Verfassungsstaat plädierenden Leute eingebracht. Die Nachbarländer Belgien und die Niederlande nahmen sich dieses entschlossene Handeln unmittelbar danach zum Vorbild einerseits einer Vereinigung und andererseits für eine Monarchie nach parlamentarischem Muster. Polen wollte entsprechend hinsichtlich Vereinigung und freier Herrscherwahl zur gleichen Zeit nachziehen, musste aber die Aufstandsbewegung beenden, Der Preußenkönig Friedrich Wilhelm III. nahm den Umsturzversuch argwöhnisch wahr, besorgt noch um den Frieden in Westeuropa, griff nicht zugunsten Polens ein und ließ Russland bis zur neuerlichen Niederwerfung Nachbarlandes mit Erweiterung der russischen Hemisphäre gewähren. In Deutschland wurden die in Unterdrückung und steter Kontrolle befindlichen Studenten wegen im Untergrund betriebener Überzeugungsarbeit von Kleinbürgern, Arbeitern und Bauern als Befürworter des demokratischen Denkens, das letztlich allen Schichten zugutekommen sollte, als Freunde und Mitstreiter begrüßt, so dass 1832 im Gedenkmonat zur Bayerischen Verfassung von 1818 ein Protestzug mit 30000 Teilnehmern zustande kam („Hambacher Fest“ genannt), damit endlich und in naher Zukunft jegliche Unterdrückung des nach wie vor exklusiven König- und Fürstentums zu Ende gebracht würde. Auch diesmal wurden mit angekündigter Konsequenz sämtliche Unterdrückungsmaßnahmen Metternichs durchgeführt. Dazu wurde die Zensur- Verbots- und Pressepolitik noch einmal verschärft, als der zunächst der Moderne aufgeschlossene Hannoversche Herzog Ernst-August 1837 die schon vier Jahre geltende Repräsentativverfassung abgeschafft hatte. Der restriktive „Deutsche Bund“ nützte die Bewegung zum Gestrigen hin um „strengste Maßregeln zur Aufrechterhaltung der gesetzlichen Ruhe und Ordnung“ auszurufen im Wissen, dass die noch große Mehrheit in der Adelsgesellschaft den krassen Umsturzbewegungen abhold wäre. Man provozierte und verängstigte die akademische Schicht in der deutschen Bevölkerung mit einer großen Aufmerksamkeit erregenden Entlassung der „Göttinger Sieben“ (Professoren an der Universität) mit dem Vorwurf „revolutionärer hochverräterischer Tendenz“. Die meisten rechtlich und der politischen Ethik aufgeschlossenen Professoren standen von da an auf der Seite der Studenten und arbeiteten auf eine grundlegende Reform hin, die erst wieder als Aufstand im Jahr 1848 zur Ausgärung kommen konnte. Die Zensurbehörden ordneten gleichzeitig jene Schriftsteller, die direkt oder versteckt erkennbar dem Prinzip von demokratischen Verfassungsstaaten das Wort redeten, unter die aufrührerischen Demagogen ein. Die Dichter nahmen die ihnen gemäße ethische Verpflichtung wahr, die auf die individuelle Zustimmung für die allgemeinen Menschenrechte hinauslief. So sollten die einzelnen Innenminister der Bundesländer mit passender Strenge gegen die aufrührerischen Literaten vorgehen, was sogar vom deutschen Bundestag 1935 beschlossen wurde, um den Zuwachs zum „Jungen[s] Deutschland“ einzudämmen. Diese Behinderung ihrer innerlichen Überzeugung für eine offen gezeigte, freie regimekritische Haltung betraf vorrangig die namentlich erfassten Schriftsteller Heinrich Heine, Ludwig Börne, Karl Gutzkow, Heinrich Laube, Ludolf Wienbarg und Theodor Mundt. Doch es nach ging bis Mitte des 19. Jahrhunderts nicht nur um Probleme der Regierungs- und Staatsorganisation im Blick auf die vom „Jungen Deutschland“ geforderten allgemeinen Menschenrechte, riesige Volksgruppen, vor allem Bauern und Arbeiter plagte der Hunger und mangelndes Einkommen für Wohnung und Kleidung bei langer täglicher Schinderei in ihren Berufen. Der schlesische Weberaufstand im Jahre 1844 zeigte, dass die schiere Lebenserhaltung wegen niedrigster Arbeitslöhne, mangels jeglicher Rahmenbedingungen für die Pflichterfüllung im Laufe der Jahre kaum mehr möglich war. Auch gegen Auslandskonkurrenz bei Produkten, die zum Teil genauer oder billiger hergestellt werden konnten, gab es für den 4. Und 5. Stand keine juristischen Hilfen durch schützende Strukturen und Planungen. Wer offen klagte und gar protestierte hatte es mit den Mühlen einer verständnislosen Justiz zu tun, welche die Gesetze vorrangig für unternehmerische oder die Oberschicht schützende Interessen vertraten. Legislative, Exekutive und Jurisdiktion sahen sich den Unternehmern verpflichtet und waren den Vorschlägen der modern denkenden Jugend abhold. Die Staatsmacht bevorzugte Niederknüppeln und Einsperren der leicht ersetzbaren Arbeiter. Polizei und Richter verstanden sich als Organe für die Einhaltung sämtlicher einseitiger Vorschriften für die traditionellen Befehlsgeber, nicht als Beistand für Abhilfe von Not, Willkür und sozialer Ungerechtigkeit. Ein sozialer Aufstand im Frankreich von 1830 erbrachte dort nur kleine Fortschritte. In Deutschland gärte der Zustand der Unzufriedenheit bei den beiden unterprivilegierten Ständen von schwer schuftenden großen Volksmassen bis zum Frühjahr 1848 und entlud sich in vielen Großstädten durch Revolutionen. Trotz staatlicher Drohungen wurden die Missstände laut angeprangert. Gleichzeitig baute man bei den jüngeren Leuten auf das selbstverständliche Recht von Vernunft und Freiheit, hatte bei allen Protestierenden aber (mangels Kenntnissen in den wirtschaftlichen Belangen) noch kein Verständnis für die Kalkulationen der Unternehmer und erbrachte keine Bejahung mehr für eine traditionelle Verhaltenspflicht von demütigendem Dulden in „Ruhe und Ordnung“. In eigener Sache leisteten sich viele der Unterdrückten, gestärkt durch die entsprechenden Zeitungen und die kritischen Klagen von Schriftstellern, ihren Unmut gegen die amtliche Tatenlosigkeit der christlichen Amtsinhaber auf beiden Seiten. Einzelne mutige Reformer erkannten die Nöte der Armen und gründeten soziale Einrichtungen, die sie ihr ganzes Leben lang in Gang hielten und in die Zukunft hinein durch die Arbeit von tatkräftigen Nachfolgern aufrechthalten konnten. Schon 1833 wartete der evangelische Theologe Johann Hinrich Wichern nicht ab, bis in Hamburg etwas zur sozialen Verbesserung von Staates wegen eingeleitet würde, er unternahm zugunsten ärmster Arbeiter- und Bauernkinder den Aufbau eines „Rauhen Hauses“, in welchem Buben und Mädchen in Kleingruppen geeignete Gewerke kostenlos erlernen konnten, um nach Abschluss der Lehrzeiten z.B. ein Handwerk oder Hauswirtschaft erlernen konnten. Seine Schützlinge sollten nicht dem Hungertod oder der verbreiteten Typhuserkrankung zum Opfer fallen. Auf der katholischen Seite fanden sich ebenso herausragende Einzelkämpfer, die es wagten zu kritisieren, an Grundrechte zu erinnern und Projektarbeit zu betreiben wie Adolf Kolping und Bischof Wilhelm Emanuel Freiherr von Ketteler. Weil solche wirklich heldenhaften Lebensleistungen selbst mit merkbarer kirchlicher Förderung nur sporadisch greifen konnten, wurden zwar Muster für staatliche Sozialarbeit geschaffen, konnten aber bis zur Jahrhundertmitte die bitteren Leiden vieler arbeitslosen und kranken Jugendlichen nicht ausmerzen. So wuchsen aus allgemeiner Not der unteren Gesellschaftsschichten Motive der Revolution, die 1848 in den deutschen Großstädten, getragen vom Bauer,-Bürger- und Arbeiterstand, zum Durchbruch kam. Viele der aus unerträglichen Bedingungen heraus zu den Anführern der Demonstranten vorgestoßen waren, bezahlten den Protest gegen Elend und gegen die Beschwichtigungen der Oberschicht sowie die Überforderungen in vielstündigen Arbeitspflichten mit dem Leben. Die Holzbarrikaden boten den kaum Bewaffneten keinen nennenswerten Schutz gegen die Polizeikugeln. Invalide beim Protest schwer verletzte Familienväter bekamen die rücksichtslosen Existenzbedingungen noch stärker zu spüren und mussten die Söhne den raffiniert zu Werk gehenden Werbern für die Landesstreitkräfte zur Verfügung stellen, statt diese ins zivile Leben eingliedern zu können. Die ersten Schutzbestimmungen gegen zermürbende Kinderarbeit wurden 1839 in Preußen geschaffen, breiteten sich aber mangels eindringlicher Anwendung nur in geringem Umfang aus. Eine allgemeine Rentenversicherung war bis 1848 noch nicht in Sicht. So war es nicht verwunderlich, dass problembewusste Volkswirtschaftler und sozial orientierte Denker wie Karl Marx und Friedrich Engels trotz staatlicher Verfemung viele Anhänger fanden, die von den Armen und Geschundenen dankbar anerkannt, aber von den Besitzenden und Machthabern abgelehnt wurden, weil ein sich entwickelnder Kommunismus als Staatsbedrohung und gar als Anarchie gedeutet wurden. Dieser diametrale Gegensatz zwischen Großgrundbesitzern und Kleinbauern, zwischen Fabrikinhabern und Arbeitern, zwischen Hochadel und dem „Vierten Stand“ schien zwischen „Wiener Kongress“ und der „1848 Revolution“ unaufhebbar. Der Aufstand, noch im Jahr des Beginns niedergeschlagen, schwelte nach dem Niederschlag durch die Staatsmacht, die Kompromissen noch nicht aufgeschlossen sein konnte und wegen Verlusten bezüglich ihrer Privilegien oder des persönlich eingesetzten Kapitals nicht wollte, mehr oder weniger betont, weiter. Die menschenrechtlich denkenden Bürger handelten, ohne die offene Konfrontation, stattdessen ausschließlich die Bindung an ihr eigenes Gewissen suchend, unverdrossen karitativ und kreativ. Der Begründer einer Wohnheim- und Werkstatt-Idee Friedrich von Bodelschwingh widmete sich in gesamter Lebensspanne seinem durchdachten Hilfeprojekt „Bethel“. Die geistigen Väter der Revolutionsbereitschaft, Marx und Engels, scheuten nicht den Kontrast, weil ihrer wissenschaftlichen Ansicht nach, zuerst die ungerechten Verhältnisse weggefegt sein müssten, bevor breit gestreute soziale Besserstellung in Angriff genommen werden könnten. Dieser scharfe Gegensatz sollte fürderhin noch volle 150 Jahre andauern – in die Formel „Kapitalismus gegen Kommunismus“ gebracht -, bis dem Grundgedanken des Initiators für einen „Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein“ Ferdinand Lassalle, dass eine evolutive Gesellschafts- und Wirtschaftsreform zu bewerkstelligen sei, in die Gruppenund Parteigegensätze ab 1863 murrend Einlass gegeben und nach Billigung der für alle Menschen offenen „Sozialdemokratischen Partei Deutschlands“ als `bürgerlich´ anerkanntes und am Ende des 20. Jahrhunderts sogar sehr erfolgreiches Kandidieren zugestanden wurde. Auf der Arbeitnehmerseite war der Gedanke sich weiträumig zu organisieren, um Wirkung zu erzielen, viel früher als auf staatlicher Bastion. Regierungen setzen anscheinend schnell auf gewaltsame Regelung, während die lange gewaltscheue, befehlsgewohnte Armenschicht – weil durchwegs unterlegen – auf die Unterstützung der sich in gleicher Lage befindlichen Menschen angewiesen waren. Sie bevorzugten daher den Druck der lauten Demonstration. Bewaffnete Notwehr ist bei den Unterdrückten das letzte Mittel des Aufschreis. Das aus dem Marxschen Zukunftsprogramm für notwendige Reaktion auf die Nöte der unteren Gesellschaftsschicht bestand in Solidarität über die eigene Staats- und Volkszugehörigkeit hinweg in internationalem Schulterschluss. So konnten die unterdrückten Aufbegehrenden im Sinne des 1848 im Londoner Fluchtexil geschriebenen „Kommunistischen Manifests“ den Wahlspruch übernehmen „Proletarier aller Länder vereinigt Euch“. Die Ausweitung dieses sozialpolitischen Programms zog sich bis zur „Konferenz der Internationale“ 1872 in Den Haag hin, wo sich Karl Marx zur Methode einer evolutiven Durchsetzung der sozialen Rechte aussprach, während sein russischer Gegner Michail Alexandrowitsch Bakunin die Methode eines „revolutionären Anarchismus“ als einzig erfolgversprechend vertrat. Im Segment der gesamtpolitischen europäischen Staatsrechtsentwicklung kommt es seit dem „Wiener Kongress“ überwiegend zu einer nach wie vor dem Hochadel zugeneigten „Konstitutionellen Monarchie“. Die Veränderung von Staatsstrukturen dauern offensichtlich länger, weil die Anklammerung der gebildeten und bestimmenden Bevölkerungsschichten wegen derer Privilegien und gesicherter Lebensweise Risiken scheut und den gar zu umstürzlerischen Konzepten misstraut. Eigentlich schon ab der „Französischen Revolution“ ergab sich dieser schwer lösbare Konflikt zwischen Oberschicht und Unterschicht, in welchem die Privilegierten und die Unterprivilegierten nicht zusammenfinden konnten und auch nicht wollten. In Frankreich ergab sich schon unter dem Feldherrn und Staatsorganisator Napoleon, der die Wirren im Pariser Volksaufstand abzuwarten verstand und dann sofort an höchster Stelle die alleinige Staatslenkung übernahm ein Rückfall in die Monarchie. In den deutschen Gebieten wirkte aber das ethisch überzeugende Gedankengut fort. Dies keineswegs als historische Hinterlassenschaft im revolutionären Nachbarland, sondern als Zündstoff bei der Jugend unter Übernahme des ethischen Sprengstoffs: Alleinherrschaft und Erbmonarchie seien unvereinbar mit der Erkenntnis, dass Frieden innerhalb eines Staatwesens nur durchsetzbar sei, wenn die fürst- und königliche Oberschicht die Erfordernisse für die Akzeptanz von Menschenrechte an sich selbst durchführe, also auf eigene Verzichte und den Armen, den „leibeigen“ Abhängigen sowie den in der Unterschicht eingepressten Menschen ein befriedigendes Dasein in Freiheit von den Standeszwängen ermögliche. Es kam in einem langdauernden stillen und bisweilen lauten Empörungskampf zu Protesten und punktuellen Revolutionen, doch Wechsel mittels öffentlicher Ermordung erschien der neuen, vom nun einmal in die denkenden und lesenden Gehirne der akademischen oder auch unterdrückten Jugend eingedrungenen Gerechtigkeitsideen, nicht das richtige Konzept der Problemlösung. So schleppte sich der Aufklärungsprozess über 1848 und über 1871 und über den Ersten Weltkrieg bis 1918 hin, bis endlich eine auf einem Grundgesetz und Verfassungsrecht fußende Demokratie nach freien Wahlen und gleichem Stimmengewicht für jeden Deutschen eingerichtet werden konnte. Im Grunde verharrten die Deutschen im Status von „rechts gegen links“, von Tradition gegen Moderne, wie es heute noch zumeist betrieben wird. Man klebte an veralteten und schädlichen Strukturen, die den Kriegen noch kein ethisches Haltschild entgegensetzen konnten und nahm daher alles hin, was die Potentaten – versehen seit alters her mit unkontrollierbarer Verfügungskraft über ihr Militär und über ihre Polizei anschaffen konnten. Man darf mit Fug und recht feststellen, dass die Friedenschlüsse von Einzelstaaten nur kurz aufleuchtende Gedankenblitze sein durften, weil friedfertiger Umgang innenund außenpolitischer Art sowohl die Demokratie als auch entgegenkommende Internationalität voraussetzen. Die noch 1815 von beharrlich monarchistischen Adelshäusern, die ohne jeden Besitz- und Machtverlust aufständische Gesinnungen vorbeiziehen lassen wollten, wurde von der Kraft moderner Entwicklung nicht ungeschoren stehen gelassen. Bald konturierten sich Neuzeit und Restauration erkennbar deutlicher voneinander ab. Die europäischen Großmächte bildeten zwei Lager, England und Frankreich auf der westlichen Seite, Österreich, Preußen und Russland nannten sich „konservative Ostmächte. Bayern hielt sich blockfern. Es gab in den dreißiger Jahren schroffere Feindseligkeiten und Aufstände. So in Frankreich, Polen, Italien und Spanien. Die Liberalen opponierten nicht nur gegen den selbstherrlichen Absolutismus, sondern sogar zwischen betont neuzeitlichen und traditionellen Bürgerschaften, die sich weiter in katholischer Gewohnheit wohlfühlten. Dieses Abstandhalten gefährdete wiederum die Idee eines dauerhaften Friedens, weil mit Konservativität stets die Debatte um die politische Zugehörigkeit von Landesteilen zusammenhing! So blieben Feindseligkeit und Trachten nach Erweiterung von Herrschaftsgebieten aus nach 1848 weiterhin erhalten. Interessenbünde von Großmächten bedeuteten dann auf die Dauer wieder Beunruhigung und Gegnerbünde, die sich in militärischen Auseinandersetzungen entluden. Die Bindekräfte von bloßen Teilkoalitionen, so klug sie zunächst Krieg durch Abschreckung verhindern sollten, beschwor – dies auch ein traditioneller Fehlschluss – neue Aggressionsgefühle und den auf die Wut folgenden Waffengebrauch mit Tausenden von toten und schwerverletzten Soldaten herauf. Die Monarchen der Länder sträubten sich zwar nicht grundsätzlich gegen die Einführung von Parlamenten, doch sie wollten nicht auf Macht verzichten. So kam es über Fragen des Wahlrechts, besonders der Gewichtung von Stimmen, der Einberufung von Soldaten aus sperrigen Bundesländern, des finanziellen Budgetrechts und den brisanten einzelnen Verfassungsformulierungen zu Streitigkeiten, die Monate zur Beilegung brauchten. Die großen deutschen Länder hielten mit entschlossener Beharrlichkeit jahrelang an ihrem Ausschlag gebenden Positionen fest. Ihre Delegierten müssten dem alten Adel zuverlässig die Treue halten und gegen das Zuviel an Liberalismus hartnäckig gegen die jüngeren Parlamentarier ankämpfen. Nach dem Wiener Aufstand, angesichts von Bürgerwehr und rebellischen Studenten sieht selbst Fürst Metternich die Vergeblichkeit seiner Pressionen gegen die Anerkennung von allgemeinen Menschenrechten ein und geht im März 1848 nach England ins Exil. Er musste noch hinnehmen, dass der deutsche Bundestag die Pressezensur gegen linkslastige Zeitungen und Flugschriften aufhebt. Die Tendenz hin zu einem einheitlichen deutschen Großraum zeichnet sich in den Großstädten als allgemeiner Volkswille ab, so dass die deutschen Landtage den wichtigen Schritt zur erhofften Einheit während der ersten Revolutionstage vollziehen, indem sie insgesamt 574 Delegierte benennen, die ein Wahlrecht der Gleichheit aller Bürger im gesamten Bundesgebiet in die Wege leiten sollen. Sogar Bayern schwenkt in die unaufhaltsam scheinende Linie zur Modernität ein, was König Ludwig I. dazu bewegt, sein Amt für seinen aufgeschlossenen Sohn Maximilian II. freizumachen. Ein Ausschuss zur Formulierung einer Verfassung – bestehend aus 17 Experten der Bundesländer – soll die Vorlage für ein „Zweikammer-System“ der Legislative mitsamt einem Grundrechte-Katalog entwickeln. Trotz dieser ersten großen Strukturänderungen hakt es noch in preußischen, dänischen und schlesischen Grenzgebieten, in denen erbmonarchistische Entscheidungsrechte das letzte Wort behalten sollen. Der Hochadel kann sich nicht mit bloß noch dekorativen Funktionen abfinden. Offensichtlich ist eine seit Jahrhunderten praktizierte Staatslenkung nicht innerhalb eines einzigen Jahres und kaum noch in folgenden Jahrzehnten aus einer heterogenen Gesellschaft herauszulösen. Die absolutistischen Gegebenheiten von Erbmonarchien sind offenbar fest eingewachsen und müssen sich – trotz teilweise bemerkenswertem Entgegenkommen des Hochadels – in umsichtig und vielerorts und mit vielschichtiger Mitsprache geplanten Bewegungen langsam, aber nachhaltig durchsetzen. Freiwilligkeit ist selten zu erwarten, Druck kann nur systemlegalistisch eingesetzt werden. Die Befürwortung durch frei gewählte Vertreter muss im Voraus und dazwischen im verbalen Disput errungen werden. Preußen entschied sich unter Kaiser Wilhelm I. für diesen komplexen Handlungsgang für Otto Fürst von Bismarck-Schönhausen, der dem Monarchen auf Grund von dessen Persönlichkeitsstruktur geeignet genug schien, streng und zugleich beweglich Altes und Neues zu verbinden. Also durfte Otto von Bismarck 20 Jahre als Reichskanzler und zugleich als Außenminister die Geschicke eines neu zu schaffenden Deutschen Reiches in seine starken Hände nehmen. Seine beiden Jahrzehnte in Auftrag und eigener Verantwortung verlangten im alles ab; es gelang ihm, der Staatsgestalt seine eigene Prägung aufzusetzen. Vor Amtsantritt mussten etliche Hürden durch den preußischen König und den österreichischen Kaiser überwunden werden. Es ging um die großdeutsche oder die kleindeutsche Lösung hinsichtlich einer gesamtdeutschen parlamentarischen Vertretung dar, die durchaus weitreichende Vollmachten erhalten sollte. Die Donaumonarchie stellte die schwierigste Hürde dar, weil die tschechische Seite sich nur von Österreichern, aber nicht von Deutschen führen lassen wollte. Die Nationalversammlung, die sehr bald nach der Märzrevolution am 18. Mai 1848 in der Frankfurter Paulskirche einberufen worden war, hatte sich noch für die Grundlage einer „Souveränität aller Einzelnationen“ ausgesprochen. So musste ein volles Jahr debattiert werden, bis endlich am 18. März 1849 eine Grundgesetzkodifikation erstellt war, die auf der Grundlage eines erweiterten kleindeutschen Rahmens eine 28 Länder umfassende, bindende Reichsverfassung zustande kam. Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. lehnte jedoch die ihm beengt erscheinende kleindeutsche Lösung ab. Deswegen kam es zu neuen erbitterten Streitigkeiten und einer erneuten Revolution im Mai 1849. Preußen will die kleindeutsche Lösung favorisieren und bietet Österreich an, sich diesem Vorschlag anzuschließen. Da beide Länder unter strenger Oberherrschaft ihrer alten Dynastien verharren und sich natürlich nicht einfachhin zum Vasallen der anderen Großmacht stellen wollen, bröckelt die Frankfurter Nationalversammlung unter Verlust der Abgeordneten der beiden konkurrierenden Staaten zur stark verminderten Größe eines „Rumpfparlaments“ zusammen und streitet um den Hauptsitz. Prinz Wilhelm von Preußen als nie gefährdeter Machthaber besiegt in blutigen Kämpfen die linken Aufständischen in der Pfalz und in Baden, so dass nach abschreckenden Todesurteilen 80000 Leute in Panik geraten und sich zur Flucht aus der Heimat entschließen. Österreich verstärkt ebenso die eigene Position unter Erzherzog Johann und dämmt die linken Revolutionen in Ungarn und Kroatien ein. Er will keinen Zerfall der „Donaumonarchie“ zulassen. Preußen ruft in Erfurt unter einfacher Mehrheit seiner preußischen Delegierten ein „Revolutionsparlament“ zusammen, das die Verfassung der Deutschen Union beschließt. Dabei erwirbt sich der 35-jährige Otto von Bismarck die ersten Verdienste für seinen späteren König Wilhelm. Ein Sturz der bisherigen Herrscherhäuser wurde durch rohe Gegenrevolutionen verhindert, doch das Gedankengut von Recht und Freiheit für die Menschen jeden Standes wurde keineswegs ausgetilgt. Der Durchsetzungswille für elementares Bürgerrecht ist unaufhaltsam am Leben und quillt weiter, getragen vom überzeugenden Gewissensrecht in jeder einzelnen Person, die Missachtung und Unterdrückung erfahren hat, bis erträgliche Kompromisse möglich geworden sind. 1864 entschließen sich sogar mitsammen zur gewaltsamen Eingliederung der deutschsprachigen Gebiete Dänemarks. Der 1862 zum preußischen Ministerpräsidenten aufgerückte Bismarck schafft es nach dem für alle Seiten befriedigenden Friedenschluss mit Dänemark die südöstliche Großmacht Österreich für Zugeständnisse zu gewinnen, die Preußen eine Vormacht zumindest auf dem Gebiet der Zollunion bestehen soll. Trotz der Einsicht, dass eine erträgliche, auf das bloße Mitwirken begrenzte Demokratisierung in Zeiten des technischen und wirtschaftlichen Aufschwungs berechtigt sei, wollten die alten Adelshäuser in Berlin und München das entscheidende Sagen in starker Hand behalten. So war man einer Meinung darin, dass 1863 der Volksaufstand der Polen gegen die russische Oberherrschaft durch Beistand für den russischen Kaiser unterdrückt werden müsse. Der weitschauende Otto von Bismarck befürchtete zudem, dass ein selbständiges Polen auch danach trachten würde, in nächster Zeit Ostpreußen und gar noch Schlesien vom Kernland Preußen abzuzwacken. Mit der Unterstützung des russischen Zaren verhielt er sich faktisch reserviert, als er wahrnahm, dass Frankreich mit Russland eine engere Verbindung aufzunehmen bereit war. Napoleon III. war ihm nicht geheuer, weil dieser eine offene Sympathie für die libertären Bestrebungen in Polen und Oberitalien und sogar in Petersburg hegte. Die militärische Großmacht Preußen sollte keineswegs zwischen den momentanen Zwangsfreunden Frankreich und Russland einzwängen lassen. Der junge preußische Handlanger für Kaiser Wilhelm I. sah seine wichtigste vorrangige Aufgabe in Sachen eines großdeutschen Bundes nach Süden im Zurechtkommen mit Österreich, mit der festeren Bindung der norddeutschen Ostflanke an das Deutsche Reich und der Wiedergewinnung von Lothringen und dem Elsass aus der nie bejahten französischen Herrschaft. Sehr skeptisch sahen die Hohenzollern in Berlin auf die neue Freundschaft zwischen Paris und London, was für Bismarcks Pläne eine Hemmung auf der westlichen Seite Deutschlands bilden könnte. Als faktischer Oberbefehlshaber der bestens gedrillten preußischen Armee hat Bismarck in den sechziger Jahren des Neunzehnten Jahrhunderts mit allen Händen damit zu tun, um das unmittelbare Hauptziel einer großdeutschen Reichsbildung zu verfolgen. In diesem Bestreben war es nötig, mit Hilfe der 17 norddeutschen Gaue die noch auf zuviel Selbständigkeit pochenden mittel- und süddeutschen Staaten wie Sachsen, Bayern, Württemberg und Baden in ein geeinigtes Großdeutschland unter Einsatz von Überzeugungskraft und milder Gewalt zu führen. Österreich wollte freilich groß bleiben und warb in besagten südlichen um weiter geltende Anerkennung für seinen eigenen traditionellen, uneingeschränkten Großmachtanspruch. Nach politischen Auseinandersetzungen kommt es im Sommer 1866 doch zu einem kurzen Krieg zwischen Preußen und Österreich, den Bismarck mit Unterstützung des Kronprinzen Friedrich nach fünf Wochen durch einen taktisch klugen Vorfrieden beenden kann, um sowohl Frankreich als auch Russland von herauszuhalten. Die hoch gerüstete preußische Truppe gewinnt unter der Führung des Strategen Helmuth von Moltke bei Königgrätz sogar gegen ein personell größeres österreichisches Heer. Im Frieden von Prag muss die südliche Großmacht zugestehen, dass schleswig-holsteinische Gebiete offiziell von Österreich an den bald geschlossenen „Norddeutschen Bund“ unter dem Vorsitz Preußens abgetreten werden. Sachsen darf weiterhin souverän bleiben. Die Kriegsschuld wird auf Österreich abgewälzt, es muss sich sogar zu einer Strafzahlung von 20 Millionen Taler bereit erklären. Der „Norddeutsche Bund“ arbeitet in der Folgezeit emsig weiter an einer geplanten gesamtdeutschen Verfassung, woran sich eine „Nationalliberale Partei“ schon 1867 Verdienste erwirbt, nachdem sie als rechtstehende Gruppierung aus der „Deutschen Fortschrittspartei“ herausgewachsen ist. Bismarck bemüht sich hartnäckig um Solidarisierung mit den süddeutschen Ländern, um sein weitschauend geplantes großes Ziel, die Vereinigung der gesamten deutschen Länder im Auge zu behalten. Österreich wird schwächer und zögernd nachgiebiger. In seiner „Donaumonarchie“ wird dem wichtigsten Mitgliede Ungarn das Recht auf einen eigenen Reichstag und sogar auf eine eigene Regierung eingeräumt und auf Handelsgewinne aus den bisher nach Österreich geflossenen Zöllen. Die gemeinsame Truppenbildung bleibt aber noch gewahrt. In all diese Kämpfe und die innen- und außenpolitischen Kalküle sind zunehmend mehr – über die nationalen Intentionen hinweg – die technischen Entwicklungen, hier schon besonders im Bau von Eisenbahnen, die wirtschaftliche und militärische Erfolge verheißen, zu berücksichtigen. Die Zollverträge verheißen über die engeren Grenzen hinaus Gewinne für die den Außenhandel fördernden Staaten. Der weit voraus denkende Bismarck leistete sich 1870 wohl eine Fehlkalkulation hinsichtlich des Stillhaltens Frankreichs, als er seinem König Wilhelm I. einen riskanten Gefallen tut, und dessen Verwandten Leopold von Hohenzollern als Anwärter für den spanischen Königsthron vorschlägt. Diese Provokation des preußischen Königs überspannt den Bogen, den der Kanzler des „Norddeutschen Bundes“ Bismarck sowieso schon gegen Frankreich gerichtet hat. Napoleon III. ist hell empört, weil er eine dem Hohenzollern-Haus genehme Bedrohung nun auch von Süden her feststellen muss, und sendet die bekannte Eilpost an König Wilhelm I., der gerade zur Kur in Bad Ems weilt, die dieses Ansinnen beleidigt zurückweist. Der preußische Kanzler kann nun endlich, sich offiziell seinerseits für Preußen attackiert stellend, per Eilbrief („Emser Depesche“) den längst gewünschten Nachbarn-Krieg gegen die Großmacht Frankreich auslösen. Die süddeutschen Staaten sichern Rückendeckung für den „Norddeutschen Bund“ zu. Da Preußen einen Vorsprung für den Kriegsvorbereitung hat, darf der preußische Generalstabschef Helmuth von Moltke sofort gen Frankreich einrücken, nachdem die Schuld für den Krieg auf Napoleon III. geschoben worden war. In drei großen Feldschlachten werden die Armeen der Verteidiger bei Weißenburg, Metz und Sedan innerhalb von sechs Wochen besiegt. Die Heeresleiter kapitulieren jeweils vor den sich bald abzeichnenden totalen Aufrieben, der in Gefangenschaft gesetzte König Napoleon III. resigniert, tritt zurück und muss mit der Rückführung seiner Monarchie zur ohnehin vom Volk bevorzugten Republik einverstanden sein. Innerhalb von weiteren sechs Monaten wird ein französisches, nun republikanisches Entsatzheer von deutschen Truppen zuletzt bei Belfast zerschlagen und die Preußen können die deutschen Südländer mit libertären Zugeständnissen ködern, damit sie mit der Oberhoheit einer so erfolgreichen Siegermacht einverstanden sein können, so dass Otto von Bismarck seine beiden Traumziele noch innerhalb der nächsten Monate verwirklichen Kann: Mit der Vereinigung von Norddeutschem und Süddeutschen Bund ist ein Deutsches Reich endlich in unaufhaltsame Wege geleitet. Für die Franzosen demütigend, für die Deutschen alte Sehnsüchte hoch zufrieden stellend, wird am 18. Januar 1871 im Spiegelsaal des Versailler Königsschlosses der bisherige König Wilhelm I., der diesen Akt als triumphalen Weihegang jahrelang erwartet hatte, zum Deutschen Kaiser Wilhelm I. ausgerufen. Frankreich wird flächenmäßig um Lothringen und Elsass dezimiert und muss sich mit einer von Deutschland verordneten Strafzahlung von fünf Milliarden Goldmark wegen `seiner Kriegsschuld´ abfinden. Der russische Zar blieb gegen den faktischen Lenker des neuen deutschen Großreichs, also den frisch hoch geadelten Fürsten (ehedem Graf) Bismarck misstrauisch, weil dessen Unterstützung für russische Ambitionen für Übergriffe auf die Balkanländer passiv blieb. Dafür engagierte sich der Reichskanzler sofort in Sachen welträumiger Außenpolitik und beteiligte sich in Angleichung an die europäischen Seefahrernationen am Ausgriff auf überseeische indigene Gesellschaften und deren Wohnsiedlungen unter dem Versprechen, die Schutzmacht der besetzten Kolonien zu bilden gegen die anderen konkurrierenden Seemächte. Es fiel diesem hochtalentierten Adlatus von Wilhelm I. nicht schwer, seine eigenen Ratschläge in die Tat umzusetzen, weil ihm der neue deutsche Kaiser sein volles Vertrauen schenkte und ihm, dem bisherigen Ministerpräsidenten Preußens, sogleich zusätzlich das Amt des Reichskanzlers übertrug. Der große Einfluss auf den Kaiser Wilhelm I. erweist sich ebenfalls darin, dass die seit den dreißiger Jahren nie mehr stillhaltenden Intentionen der in die dritten, vierten und fünften Stände der deutschen Gesellschaft nach Durchsetzung von mehr Freiheit und Rechten trachteten, die am 8. August 1869 in der Lutherstadt Eisenach sogar eine „Deutsche Arbeiterpartei“ marxistischer Prägung in die an Institutionen reicher werdende Infrastruktur installieren konnten. In der Folgezeit der siebziger Jahre agierte Bismarck in erweiterter Funktionalität umsichtig nach links und nach rechts, so dass beide extremen Lager immer wieder für innenpolitische Zugeständnisse bereit waren, die Revolutionen und Gewalt nicht zum Ausbruch kommen ließen. Ganz nebenbei vernachlässigte der Reichskanzler sein Stammland Preußen nicht. Er sorgte für seinen eigenen Landesherrn dafür, dass er als Erbmonarch weiterhin die Spitzenstellung für alle wichtigen politischen und militärischen Bereiche in Händen behalten konnte, wohl unter leisem Hinweis darauf, dass Preußen das bevölkerungsreichste und flächengrößte Staatsgebiet im neuen gesamtdeutschen Staatsgebiet darstellte. Das Parlament hielt er geschickt im Rahmen einer sekundären Rolle, so dass der Kaiser die Befehlsgewalt über das wieder errichtete Deutsche Reich sowohl in Sachen aller Streitmächte als auch in wichtigen legislativen Entscheidungen – sogar gegenüber dem in freien Wahlen zustande gekommenen Parlament – behalten konnte. In seiner Doppelfunktion als Vertreter des Hochadels, der hinsichtlich Wohlergehen und als Direktivengeber an der Spitze verharren wollte, und als Versteher von Gleichstellungsrechten für Bürger, Bauern und Arbeitern verstand er es auszumitteln und die unteren Stände nicht im Status ohnmächtiger Unterdrückung zu belassen. Seine hoch zu schätzende Staatskunst befähigte ihn, ausgesprochen `delikate´ Sachfragen im Einvernehmen mit der bremsenden und mit der vorwärtsdrängenden Seite zu regeln, so dass die neu gebildete „Konservative Reichspartei“ und die liberale „Deutsche Fortschrittspartei“ ihre Ziele bereits im verbalen und schriftlichen Meinungsstreit verfolgen konnten und sich nicht mehr zu Schlägereien und Protestmärschen aufraffen mussten. Dem `heiklen´ Thema des starken Einflusses des römischen Katholizismus auf schulische und kulturpolitische Angelegenheiten ging der keinen Spreizschritt scheuende Kanzler nicht aus dem Weg, sorgte für Gleichberechtigung im Status der katholischen und evangelischen Kirche und wies im sogen. „Kulturkampf“ die einseitige Einmischung von kirchlichen Schulaufsichten und kirchlichen Amtsträgern sogar auf Bischofebene zurück. Er ließ seinen Einfluss für Mäßigung und Ausgleich sogar hinsichtlich der Namensbildung der Gruppen für die Arbeiterbewegung spielen, so dass die „Sozialistische deutsche Arbeiterpartei“ 1890 damit einverstanden war, sich ziviler und dem gefährlichen Kommunismus ferner in „Sozialdemokratische Partei Deutschlands“ umzubenennen. Das strenge „Sozialistengesetz“ vom 18. Oktober 1878, das den allzu kämpferischen Aufruf für Umsturz enthalten konnte, wurde nach 14 Jahren ad acta gelegt. Der Reichskanzler griff der Arbeitnehmerschaft gegen Widerstand der in die umfassende Finanzierung eingebundenen Handwerksmeister und Inhaber der Industrieunternehmen unter die Arme und beförderte zwischen 1881 und 1883 die von der „Fortschrittspartei“ seit Langem beantragten Renten- Kranken- und Unfallversicherungen. Noch 1889 nun schon ein Jahr unter Herrschaft von Kaiser Wilhelm II., fasst er zugunsten der Arbeiterbewegung förderlich nach und gibt Anweisung zum Ausbau der Alters- und Invalidenversicherung. Die konservativ-monarchistische Seite machte keinen Hehl daraus, dass ihrer Meinung nach, der Kaiser- und Fürstenfreund, selber Fürst, sich wohl ins linke Lager habe ziehen lassen, bloß um Unruhen zu vermeiden. Dabei hätte die Oberschicht durchaus dem fairen Staatslenker Bismarck zugutehalten halten müssen, dass er auf oberster Ebene den politischen Frieden zwischen den starken Monarchien aufrecht erhielt, indem er 1879 den „Zweibund“ zwischen Deutschem Reich und Österreich-Ungarn in die Wege geleitet hatte und 1881 den „Dreikaiservertrag“ bewerkstelligt hatte, um das Werk von Landesverteidigung oder jetzt Neutralität im Kriegsfall bei Angriff durch eine vierte Macht sogar mit Russland ratifizieren lassen konnte. Bismarck wirkte beispielgebend für damals mögliche und nötige demokratische Prozesse nach innen und außen. Er dachte und arbeitete in allen und für alle politischen und gesellschaftlichen Bereich. Eigentlich schon ein „Vater der Einheit“, ein „Mann des Ausgleichs“, ein „Befehlshaber unter den militärisch und machtpolitisch denkenden Königen und Kaisern“, doch auch ein „Vordenker für Frieden“. Der eifersüchtige Kaiser entließ ihn am 20. März 1890. Der Wechsel an der Reichsspitze von altem Kaiser zum jungen und vom erfahrenen Weltpolitiker Bismarck zum ähnlich alten Kaisergünstling Chlodwig Fürst zu Hohenlohe-Schillingsfürst vermag den Gesellschaftswandel und den zur europäischen Vormacht drängenden Politikstil Wilhelms II. zu kennzeichnen. Die SPD dominiert weiterhin in den Parlamenten der Bundesländer, muss aber einer „Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands“ ab 1895 Platz und Mitsprache bei allen Forderungen der Arbeitnehmer einräumen. Der Kaiser will bei den Seestreitkräften den Engländern Paroli bieten und fördert in zunehmender Investitionskraft die Flottenverstärkung sowohl im Handels- als im Kampfschiffsbereich. In beiden Schwerpunkten wird er ab 1900 vom Altersgenossen und neuen Reichskanzler Bernhard von Bülow – 1905 zum Fürsten ernannt – tatkräftig unterstützt. Beide müssen hinsichtlich des raschen Vordringens der technischen Errungenschaften – verbunden mit dem hohen Bedarf an Eisenförderung und Stahlerzeugung – mit äußerster Anstrengung die zivile und militärische Verwendung der Produkte im Auge behalten und gegenüber den sozialen Bedürfnissen der Arbeiter zudem parlamentarisch rechtfertigen. Die Reichsspitze hatte sowohl den Ansprüchen der Fabrikherren Gehör zu schenken und den drängenden Forderungen für Lohnerhöhungen, Gesundheitsschutz und Arbeitszeitverkürzung auf seiten von Abhängigen und Angestellten Genüge zu leisten. Die extreme Belastung im Spagat für Genehmigungen bei konträren Bedürfnissen wurde gewiss auch spürbar bei Mitsprache und schließlich Anerkennung eines „Bürgerlichen Gesetzbuches“ im Jahre 1905, das lange Zeit Lob und Anerkennung für Ausgewogenheit und juristische Exaktheit erfuhr. Unablässig warfen Kolonialpolitik und Ansprüche im Osten für Grenzregulierungen und Siedlerfragen Probleme auf, die Argwohn und Misstrauen bei den anderen Weltmächten Frankreich, England und Russland hervorriefen. 1905 ist zu allem dazu das bautechnische Großprojekt eines „Mittellandkanals“ zwischen Rhein, Elbe und Oder zu fördern und gleichzeitig die Gegenstimmen von Großagrariern zu beschwichtigen, die Handelseinbußen wegen Einfuhr von zu billigen landwirtschaftlichen Produkten aus Polen befürchtet hatten. Da Preußen weiterhin auf seinem 3-Klassen-Wahlrecht bestand, um die Zahl der Befürworter für das erbmonarchistische Staatsrechtssystem einflussstark zu halten, musste sich Kanzler von Bülow den kaiserlichen Wünschen fügen, dafür aber in Kauf nehmen, dass er die Unterstützung des neugegründeten „Hansabundes für Gewerbe, Handel und Industrie“ verlor und demzufolge sein Amt als Reichskanzler abgeben musste. Wilhelm I. tauschte ihn am 14. Juli 1909 gegen den gewandteren Theobald von Bethmann Hollweg als Kanzler und Reichsfinanzverwalter aus. Es blieb alles weiterhin angefüllt mit vielseitigen und diametralen Forderungen beweglich und belastet mit Entscheidungen für Tradition und Moderne bis zum Ausbruch des „Ersten Weltkriegs“ im August 1914. Schon zwei Jahre vorher hatte Deutschland seine Flotte um einige Großkampfschiffe und seine Bodentruppen um zwei Armeen erweitert. Man war schon auf Kaiserbefehl hin für Krieg vorbereitet. Den großen Monarchien erschien `Krieg´ normal. Dass militärische Kräftemessen Tote und Schwerverletzte in großen Massen bedeuten, dazu ganze Infrastrukturen zerlegen, wurde immer nur kurz reflektiert. Hochgerüstete Staaten waren auf Kriegsgewinn eingestellt. Militär war zum Kämpfen ausgebildet und verbreitete in jedem Land Optimismus für den eigenen Sieg. Die zwangsmäßige Mobilisierung von Bauern-, Arbeiter- und Bürgersöhnen war eingeübt und seit Langem üblich. Gewissensregungen vor den Massentötungen galten als Drückebergerei. Die Kirchen unterstützten die Entscheidungen der Kaiser und Könige, die zivile, in Predigten und Bibelstunden eingetrimmte Ethik des 5. Gebotes, wurde durch bischöfliche Dekrete außer Kraft gesetzt. Bürgerlicher Gewaltverzicht wurde als „Feigheit vor dem Feind“, der stets als alleinschuldig betrachtet werden musste, definiert, worauf die Todesstrafe durch das schnelle Militärgericht stand. Milde und Schonung waren für Monate und Jahre vergessen. Man war immer schon sicher gewesen, dass Friedensschlüsse nur eine kurzfristige Laufzeit haben können. Wahre Kriegsursachen wurden höchstens von einigen wenigen lebensfernen Philosophen an den Universitäten scheu untersucht. Man wollte möglichst nicht wegen „Wehrkraftzersetzung“ angeprangert werden. Angst, Pflicht und Gehorsam überdeckten eventuelle Tötungsscheu. Verweigerung war als Verhaltensmöglichkeit nicht vorgesehen.
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